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STEHT DOCH SCHON ALLES IM FRAGEBOGEN?!

Die Erliuterungen zu den einzelnen Fragen im Grundbogen

miissen kurz gehalten sein, um Ihre Interviewertdtigkeit nicht
durch Uniibersichtlichkeit des Grundbogens zu erschweren. Damit
kdénnen leider nicht alle auftretenden Problemfdlle aufgefangen
werden. Deshalb finden Sie auf den nachfolgenden Seiten tiefer-
gehende Erl&iuterungen. Sie sollen Ihnen helfen, den speziellen
Fall einer der vorgegebenen Antwortmdglichkeiten der jeweiligen
Frage richtig zuzuordnen. Der Inhalt der Erl&uterungen stimmt mit
den Ihnen bekannten Ausfithrungen in den fritheren Interviewerhand-
blichern weitgehend {lberein.

GroRere Anderungen werden im Ergdnzungsbogen "Urlaubs- und Erho-
lungsreisen" sowie in der Verteilungsliste vorgenommen.

Natiirlich ist es nicht mdglich, fir jeden erdenklichen Fall Jdie
erforderlichen Erl3uterungen in dieser Broschiire zu beriicksichti-
gen. Sollten also Fragen bestehen, die Sie nicht mit Hilfe dieser
Broschiire 16sen kénnen, so wenden Sie sich an das Statistische
Landesamt. Dann wird auch fiir schwierige F3lle eine L&sung zu
finden sein.






II1. ERLAEUTERUNGEN ZUR VERTEILUNGSLISTE

Spalten-Nr.

J Erléduterung

(2-18 Jrdnungsan-

gaben

Qi%) Namen und An-

schrift

(19-20) LEd.Nr. des

Gebdudes im

Auswahlbezirk

Die Ordnungsangaben sind entsprechend der Vor-

gabe des Statistischen Landesamtes einzutragen.

Hier -ist jeder zu befragende Haushalt einzutra-
gen, unabhingig vom Erfolg Ihres Bemiihens um
eine Befragung.

In die erste Zeile ist, bei Spalte a beginnend
der StraBenname einzutragen. In die zweite Zei-
le setzen Sie bitte die Hausnummer in Spalte b

und die Lage der Wohnung im Gebdude in Spalte c.

In Spalte 4 tragen Sie die Namen der Haushalte
ein (Wohnungsinhaber und Untermieter sind zwei
Haushalte).

Beim Eintragen in die Verteilungsliste gehen
Sie in der Reihenfolge der Hausnummern vor,
innerhalb der einzelnen Geb3ude stockweise von
unten nach oben. Wohnen mehrere Haushalte in
einer Wohnung, sollten Sie als ersten den Haus-
halt des Hauptmieters auffiihren.

Fiir Gemeinschaftsunterkiinfte ist nur jeweils
eine Eintragung vorzunehmen (ohne Privathaus-
halte im Bereich von Gemeinschaftsunterkiinften).
Spalte d bleibt hier leer.

Die zu hrem Auswahlbezirk z#hlenden Gebdude
numerieren Sie in Spalte 19/20 einfach durch.

Durch die fortlaufenden Hausnummern ist ja be-

reits die richtige Reihenfolge sichergestellt.:



Spalten-Nr.

Erlduterung

21-22)Lfd.Nr. der

Wohnung im
Gebdude

23-24) Lf4d.Nr. des

Haushalts im

Auswahlbezirk

Die 1fd. Nr. der Wohnung im Geb&ude wird wie

folgt vergeben:

Beispiel: Erstes Haus in Ihrem Bezirk ist ein
2-st8ckiges Wohnhaus, auf jeder Etage
3 Wohnungen, beginnend im Erdaeschosf.
Die Wohnungen des Erdgeschosses er-
halten die Nummern 01 bis 03
(innerhalb eines Stockwerkes spielt
die Reihenfolge der Wohnungen keine
Rolle),
des 1. Stockes die Nummern 04 bis 06,

des 2. Stockes die Nummern 07 bis 09.

Zweites Haus: Einfamilienhaus;
das Gebdude enthdlt nur eine Wohnung

mit der Nummer O01.

Wohnen zwei oder mehr Haushalte in einer Woh-
nung, dann muB die gleiche 1fd.Nr. der Wohnung
im Gebdude 2zweimal oder mehrmals in der Ver-

teilungsliste erscheinen (z.B. bei Haupt~ und

Untermietern).

Die einzelnen Zeilen sind aufsteigend zu nume-

" rieren.

Sonderfille:

- Privathaushalte, die im Bereich von Gemein-

schaftsunterkiinften vorhanden sind, miissen

wie alle anderen Haushalte im Auswahlbezirk

fortlaufend numeriert werden.

- Fiir Gemeinschaftsunterkiinfte ist als 1fd.Nr.

des Haushalts im Auswahlbezirk jeweils "00"

zu signieren.

~ Fiir leerstehende, gewerblich genutzte und von

Angehdrigen ausldndischer Streitkrdfte be-

wohnte Wohnungen ist die 1fd.Nr. des Haus-
halts offen zu lassen.



Spalten-Nr.

Erl&uterung

25-26)Zahl der Per-

sonen im
Haushalt

Zahl der Haus-
halte in der

Wohnung

Bauvalter der
Wohnung

Angaben zu Ur-.

laubs- und Er-
holungsreisen

<::)Befragungser—

gebnis

Hier ist die tatsdchliche Z%ahl der Personen im
Haushalt einzutragen. Diese Information kdnnen
Sie von dem angetroffenen Auskunftspflichtigen
in Erfahrung bringen, auch bei vorliegendem
wunsch nach Selbstausfiillung. Erhalten Sie z.B.
in einem 4-Personenhaushalt nur fiir 2 Personen
genaue Angaben je Person, so ist dennoch "04"
einzutragen (tatsdchliche Zahl) einschl. einem

entsprechenden Hinweis in der Bemerkungsspalte.

Auch diese Information kdnnen Sie bei dem ange-
troffenen Auskunftspflichtigen erfragen, auch
wenn die Befragung schriftlich stattfinden

" soll.

Das Baualter ist aus dem Grundbogen zu
ibernehmen.

In diese Spalte (nur fiir 0,1 % - Bezirke mit
Fragen zu Urlaubs- und Erholungsreisen) tragen
Urlaubs-

und wenn

Sie ein, ob vom Haushalt Angaben zu

und Erholungsreisen gemacht wurden,

ja, ob eine Reise unternommen wurde oder nicht.
Haben Sie die Befragung erfolgreich durchge-
fiihrt, tragen Sie als-Befragungsergebnis "1"
ein. )

Bei Haushalten, die eine Selbstausfiillung wiin-
schen, notieren Sie eine "2".

Treffen Sie auch nach mehrmaligen Versuchen
niemanden an oder ist ein Haushalt nicht zur
Auskunftserteilung bereit, vermerken Sie eine
3" (keine Auskunft).



Spalten-Nr.

Erlauterung

(::) Zahl der Erhe-

bungslisten/
Zusatzbogen

<:> Bemerkungen

Leerstehende Wohnungen sind mit "4", nicht in
die Befragung einzubeziehende Haushalte (Haus-
halte von Angehdrigen ausldndischer Streitkraf-
te und bei ausschlieBlicher gewerblicher Nut-

zung der R3ume) mit "5" zu signieren.

Diese Spalten fillen Sie am besten aus, wenn

Sie alle Befragungen abgeschlossen haben.

In die Rubrik "Bemerkungen" kdnnen Sie bei-
spielsweise Termine fiir einen weiteren Be-
such oder wichtige Mitteilungen an das Stati-

stische Landesamt eintragen.



[11. ERLAEUTERUNGEN ZUM HAUSHALTSMANTELBOGEN

Wie ist der Haushaltsmantelbogen auszufiillen?

Flir jeden im Auswahlbezirk wohnenden Haushalt (auch Privathaushalte
in Gemeinschaftsunterkinften) und fir jede Gemeinschaftsunterkunft
ist ein Haushaltsmantelbogén anzulegen, unabhangig davon, ob der
Haushalt angetroffen wurde oder nicht.

Bei Haushalten, die fiir ldngere Zeit abwesend bzw. nicht anzutref-

fen sind oder die keine Auskunft erteilen, ist nur der Teil I des

Haushaltsmantelbogens auszufiillen.

Bitte beachten Sie, da8 auch fiir Untermieter ein eigeher Haus-
haltsmantelbogen anzulegen ist!

In die Zeile jeder einzelnen Person machen Sie ein Kteuz, wenn Sie

fiir diese Person Auskunft erhalten haben.

Bitte beachten Sie, da8 der angetroffene Auskunftspflichtige nicht
die Namen der Ubrigen Haushaltsmitglieder offenbaren mus8. Ist das
von Ihnen angetroffene Haushaltsmitglied nicht bereit, Ihnen die
Namen der Ubrigen Haushaltsmitglieder zu nennen, so teilen Sie dies
bitte dem Statistischen Landesamt mit. Geben Sie dabei auch die
Anzahl der Tbrigen Haushaltsmitglieder an. Diese Auskunft kann
Ihnen das angetroffene Haushaltsmitglied nach § 10 Abs. 5 MZG nicht

verweigern.
I
Auch fiir eine leerstehende Wohnung oder wenn eine Wohnung von Ange-

hérigen auslandischer Streitkrafte privatrechtlich bewohnt wird,
ist ein Haushaltsmantelbogen anzulegen. In diesen Fillen fiillen Sie
bitte die Anschrift aus und vermerken beim Familiennamen deutlich
"leer" bzw. "Streitkrafte".



[V, GRUNDBOGEN
IV.1 ALLGEMEINES ZUM GRUNDBOGEN

Jeder im Auswahlbezirk wohnende Haushalt hat die Wahl, ob er an der
Befragung miindlich oder schriftlich teilnehmen will. Dariliber hinaus

hat er die Wahl, ob er die Fragen gemeinsam mit anderen Haushalts-

mitgliedern oder fiir sich auf einem eigenen Bogen beantwortet.

Fir jeden im Auswahlbezirk wohnenden Haushalt und fir jede Gemein-
schaftsunterkunft ist mindestens ein Grundbogen (je nach miind-
licher bzw. schriftlicher Auskunftserteilung besondere Form) anzu-

legen.

Ist die Zahl der Haushaltsmitglieder grdBer als fiinf, dann verwenden
Sie zur Beantwortung der Fragen einen 2zweiten Grundbogen fir die
sechste, siebte und weitere Person. Vergessen Sie nicht, die Ord-

nungsangaben auf den zweiten Grundbogen zu Ubernehmen und die
"1fd. Nr. der Person im Haushalt" entsprechend einzutragen ("06",

"07" usw.).

Analog ist bei Gemeinschaftsunterkiinften zu verfahren (s. Teil 2,

Abschnitt VI (5)).

Die Eintragungen in die Erhebungspapiere nehmen Sie bitte mit Kugel-
schreiber vor, nicht aber mit Blei- oder Farbstift. Durch die direkte
Eintragung der Angaben in Signierziffern in die Erhebungspapiere fiir
eindeutig klassifizierbare Antworten ist es mdglich, die jeweils in
die Rubrik des betreffenden Haushaltsmitgliedeé eingetragene Schlis-
selzahl gleich auf den Datentriger, ohne vorherige fbertragung in

eine Signierspalte, zu Ubernehmen.

Bei allen Fragen, bei denen die Angabe entfdllt, sind keine Eintra-
gungen zu machen, d.h. die betreffende Spalte muB leer bleiben.




IV,2 ERLAUTERUNGEN ZU DEN EINZELNEN_FRAGEN DES GRUNDBOGENS

Frage-Nr.

Erlauterung

Zauvalter der

Wohnung

¥

Familienname,

Vorname

Lfd. Nr. der

Person

Hier ist anzugeben, ob die Wohnuna vor 1972 oder
erst spdter gebaut wurde. Bei nachtrdglichen

Um-, An- und Erweiterungsbauten ist das Jahr die-
ser Vefinderung maBgebend. In diesem Fall kann
das Baualter der einzelnen Wohnungen innerhalb

eines Gebdudes voneinander abweichen.

(A} Angaben zur Person

Tragen Sie die Namen und Vornamen aller am Erhe-
bungsstichtag (25. April 1990) zum Haushalt gehd-
renden Personen ein. Beachten Sie, daf auch Haus-
haltsmitglieder, die aus beruflichen oder anderen
Griinden am Erhebungsstichtag vorlibergehend abwe-
send sind, erfast werden missen; zumindest missen
Sie die Anzahl dieser voribergehend abwesenden
Personen, fir dievsie ggf. keine Angaben erhalten,
beim angetroffenen Haushaltsmitglied/erfragen und
auf der Verteilungsliste festhalten bzw. dem Sta-
tistischen Landesamt mitteilen. Die Eintragungen
machen Sie bitte in folgender Reihenfolge:
Ehegatten, Kinder in der Reihenfolge ihres Alters,
andere Verwandte, familienfremde Personen.

Geht die Zahl der Haushaltsmitglieder iber finf

hinaus, so verwenden Sie einen zweiten Grund-

‘bogen, den Sie deutlich mit "2" kennzeichnen, und

iibernehmen Sie die "Ordnungsangaben" des ersten
Bogens. ZAndern Sie auch die "laufende Nr. der Per-

son" im zweiten Grundbogen.



Frage-Nr.

Erlduterung

@ Familien-
stand

Familien-

zusammen-
hang

2/19, 20
Staatsange-

hérigkeit

(2/21, 22)

Weitere Wohnung

Verheiratete Personen gelten auch dann als verhei-
ratet (2), wenn sie getrennt leben. Personen,.
deren Ehegatte fiir tot erklirt worden ist, gelten
als verwitwet (3).

Fiir die 1. Person im Fragebogen entfdllt die An-
gabe zu dieser Frage (die ziffer "1" ist bereits
eingedruckt) . -

Alle anderen Personen geben an, ob und wie sie
mit der ersten Person oder deren Ehegatte ver-

wandt oder verschwdgert sind.

Beachten Sie bitte, daB8 auch Stief-, Adoptiv- und
Pflegekinder als Kinder ("3") gelten.

Fir in Gemeinschaftsunterkiinften lebende Personen,
die keinen eigenen Haushalt fiihren, bleibt diese
Spalte leer.

Wenn neben der deutschen noch eine weitere Staats-
angehdrigkeit vorliegt, so tragen Sie bitte "01"
(Deutsch) ein.

Hat jemand mehrere fremde Staatsangehdrigkeiten,
lassen Sie den Befragten entscheiden, welche davon
eingetragen werden soll.

Inhaber eines Nansenpasses sind Staatenlose ("50").

Unter hiesiger Wohnung ist diejenige Wohnung zu
verstehen, fiir die dieser Grundbogen ausgefiillt
wird.
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Frage-Nr.

Erlauterung

i

Hat ein Haushaltsmitglied - neben der vorwiegend
benutzten Wohnung der Familie - noch am Arbeits-,
Studien- oder Schulort z.B. ein mobliertes Zimmer
(auch Unterkunft bei Verwandten oder Bekannten),
so ist "1" einzutragen, unabhangig davon, ob die
Befragung dort oder am Familienwohnsitz durchge-
fihrt wird. Eine weitere Wohnung kann auch sein:
Wochenendhaus, Zweitwohnung, Baracke, Arbeiter-
wohnheim,\lnternat, Anstalt mit langfristiger Un-
terbringung und behdrdlicher Meldung.

Fir Wehrdienstleistende z&hlt die Kaserne immer
als weitere Wohnung.

Weitere Wohnungen im Ausland sind nicht zu erfas-
sen.

Hauptwohnung ist die vorwiegend benutzte Wohnung
des Einwohners.

Flir Verheiratete, auch wenn sie aus wirtschaft-
lichen oder beruflichen Griinden nicht stdndig zu-
sammenleben (z.B. Wochenend- oder Monatspendler,
Arbeitnehmer auf Montage) ist nach dem neuen Mel-
derecht die Wohnung der Fahilie die vorwiegend be-

nutzte Wohnung, also die Hauptwohnung.

Fiir alle lbrigen Personen (Ledige, Verwitwete, Ge-
schiedene sowie Verheiratete, die dauernd getrennt
leben) bzw. in Zweifelsfdllen ist nach dem neuen
Melderecht die vorwiegend benutzte Wohnung (Haupt-
wohnung) diejenige, wo der Schwerpunkt der Lebens-
beziehungen des Einwohners liegt, d.h. in der Regel
die Wohnung, die mehr als die Hdlfte des Jahres
bewohnt wird.

Fiir Wehrpflichtige ist die Hauptwohnung immer die
WOhhung, in der die Befraéung stattfindet. Die Ka-
serne gilt als Nebenwohnung.



_“4_

Frage-Nr.

Erlauterung

EEZE} Schulbes?ch

(€} Schulbesuch

Unter Schliissel "0" (Kindergarten/Kinderhort)

fallen auch Sonderkindergarten und kindergarten-
dhnliche Einrichtungen, z.B. Spielkreise, sowie
Kinderkrippen. Bei Kindern, die neben der Schule
einen Hort besuchen, ist dagegen nur die jeweilige
Schulart anzugeben.

Unter Schlissel "1" (Grund-/Haupt-/Volksschule)
sind auch Kinder und Schiiler nachzuweisen, die

Schul- und Sonderschulkindergéarten, Vor- und Son-
dervorklassen, Eingangsstufen der Grundschule und
schulartunabhingige Orientierungsstufen sowie
Hauptschulziige an Gesamtschulen und (Volks-)Son-
derschulen besuchen.

Kinder in Schulkindergdrten und Eingangsstufen der

Grundschulen sind unter "1" nachzuweisen.

Unter Schliissel "2" (Realschule/Berufsaufbau-

schule) sind Schiller in Schulen mit dem Bildungs-
ziel "Mittlerer AbschluB8" (Realschulabschlug,
Fachoberschulreife, Fachschulreife u.a.) zuzuord-
nen. Zu diesen Schulen zdhlen Abendrealschulen,
Realschulzweige der Gesamt- und Sonderschulen so-
wie Berufsaufbauschulen in Voll- und Teilzeitform.

Unter Schliissel *3" (Gymnasium/Fachoberschule)

sind hier alle Schiiler in E}nrichtungen mit dem
Bildungsziel "Fachhochschulreife, Hochschulreife"”
zu signieren. Zu diesen Einrichtungen gehdren auch
die Fachgymnasien, beruflichen Gymnasien, Abend-
gymnasien, Kollegs, Technischen Oberschulen
(Baden-Wiirttemberg), Berufsoberschulen (Bayern)
sowie die Gymnasialziige an Gesamt- und Sonder-

schulen.



Frage-Nr. Erléuterung

Integrierte Gesamtschulen (Schllissel "4") sind

Einrichtungen mit stufenmafigem Aufbau (Primar-

stufe, Sekundarstufe I und II). In der Sekundar-
stufe 1 werden alle Schiiler - ohne Zuordnung zu

einer bestimmten Schulart - gemeinsam unterrich-
tet. Dazu zdhlen auch die Freien Waldorfschulen.

Der Besuch der Sekundarstufe II ist mit Schliissel

"3" anzugeben.

Berufsfachschulen/Berufsgrundbildungs- und Berufs-

vorbereitungsjahr (Schliissel "5") sind Einrichtun-

gen mit Vollzeitunterricht, die im Rahmen der all-
gemeinen zwSlfjahrigen Schulpflicht besucht werden
und die vorrangig der Berufsvorbereitung, der Be-
rufsgrundbildung sowie der Berufsausbildung die-
nen. Dazu zahlen auch Einrichtungen des Berufs-
grundbildungs- und Berufsvorbereitungsjahres an
Berufsschulen, Handelsschulen, Kollegschulen
(Nordrhein-Westfalen), Berufskollegs, Pflegevor-
schulen an>Krankenansta1ten; Krankenpflegeschulen
hingegen sind unter Schliissel "6" nachzuweisen.
Schiller im Berufsgrundbildungsjahr der koopera-

tiven Form sind unter "9" (Berufsschule) zu er-
fassen.

Bei den Fachschulen (Schliissel "6") handelt es sich
um Einrichtungen mit Voll- und Teilzeitunterricht,

die der beruflichen Fortbildung dienen. Sie werden
nach einer bereits abgeschlossenen Berufsausbil-
dung und praktischen Berufserfahrung, teilweise
auch nach langjidhriger praktischer Arbeitserfah-
rung oder mit dem Nachweis einer fachspezifischen
Begabung besucht. Hierzu zdhlen z.B. Techniker-
schulen, Meisterschulen, Fachakademien, Berufsaka-
demien, Bergingenieurschulen (die nicht Fachhoch-
schulen sind), Ausbildungsstédtten fir nichtdrzt-

liche Heilberufe wie Krankenschwestern, Hebammen,
Bademeister u.d. Berufe.
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Frage-Nr.

Erlduterung

Die Fachhochschulen (Schliissel "7") - einschl.

Verwaltungsfachhochschulen - sind grdftenteils aus
friheren Ingenieur-, Verwaltungs- oder Hoheren
Fachschulen hervorgegangen. Das Fachhochschul-
studium setzt in der Regel die Fachhochschulreife
voraus. Die Ausbildung erfolgt in der Regel als
Prasenzstudium in Vollzeitform, in vielen Studien-
gangen unter Einschluf@ berufspraktischer Ausbil-
dungsabschnitte; es gibt aber auch Formen des be-
rufsbegleitenden Teilzeit~ oder Fernstudiums. Das
Fachhochschulstudium fihrt zu einer Diplompriifung

(friher Graduier&ng).

Besucht der Betreffende einen Studienzweig des
Fachhochschulbereichs einer Gesamthochschule, so

ist hier Schliissel "7" einzutragen.

Hochschulen (Schliissel "8") bereiten auf Tatig-

keiten vor, die die Anwendung wissenschaftlicher
Erkenntnisse und Methoden oder die Fahigkeit zu
kiinstlerischer Gestaltung erfordern. Zu den wis-
senschaftlichen Hochschulen gehdren die Universi-
taten (einschl. der gleichrangigen Einrichtungen,
wie medizinische, Sport- und technische Hochschu-
len), paddagogische und theologische Hochschulen.
Kunsthochschulen sind die Hochschulen fiir Bildende
Kinste, Gestaltung, Musik, Film und Fernsehen. Das
Hochschulstudium setzt in der Regel die allgemeine
oder fachgebundene Hochschulreife voraus. Die Aus-
bildung erfolgt in der Regel als Prdsenzstudium in
Vollzeitform, in vielen Studiengdngen unter Ein-
schluf berufspraktischer Ausbildungsabschnitte; es
gibt auch Formen des berufsbegleitenden Teilzeit-
oder Fernstudiums. Den Studienabschluff bilden
Hochschulpriifungen (Diplom, Magister, Promotion
usw.) oder Staats- bzw. kirchliche Priifungen.



Frage-Nr.

Erlauterung

Besucht der Betreffende einen Studienzweig des

Hochschulbereichs einer Gesamthochschule, so ist
hier Schliissel "8" einzutragen. '

-Berufsschulen (Schlilssel "9") sind Einrichtungen

mit Teilzeit- oder Blockunterricht, die im Rahmen
der dreijahrigen Teilzeit- bzw., Berufsschulpflicht
besucht werden mit dem Z2iel, die Allgemeinbildung
der Schiller zu vertiefen und die fir den Beruf er-
forderliche fachtheoretische Grundausbildung iu
vermitteln. Sie werden in der Regel von Jugend-
lichen nach Erfiillung der Vollzeitschulpflicht bis
zum vollendeten‘18. Lebensjahr oder bis zum Ab-
schluB8 der praktischen Berufsausbildung besucht.
Schiiler des Berufsgrundbildungsjahres in vollzeit-
schulischer Form sowie des Berufsvorbereitungsjah-
res werden bei Berufsfachschulen (Schliissel "5")
nachgewiesén.



- 18 -

Frage-Nr. ( Erlduterung
(D) Erwerbsbeteiligung, Arbeitsuche
Erwerbs-/ Erwerbs- bzw. berufstidtig sind alle Personen, die
Berufs- {in der Berichtswoche (23. - 29. April 1990
tdtigkeit - in einem Arbeits-/Dienstverhdltnis stehen (auch

Soldaten, Wehrpflichtige und Zivildienstleisten-
de)

selbstdndig ein Gewerbe, einen freien Beruf,
einen landwirtschaftlichen oder dhnlichen Be-
trieb betreiben oder im Familienbetrieb mitar-
beiten

in einem Ausbildungsverhdltnis stehen
geringfigige oder gelegentliche Titigkeiten aus-
iben

Hierzu zdhlen auch Personen, die

normalerweise erwerbstdtig sind, aber in der Be-
richtswoche z.B. krank oder im Urlaub waren

sich im Erziehungsurlaub befinden, eine Riick-
kehrgarantie des Arbeitgebers haben und ihren
Arbeitsvertrag nicht geklndigt haben
"Zeitrentner" sind, d.h. deren Arbeitsvertrag

fiir 1 Jahr ruht (nicht gekiindigt ist) und die
nach diesem Jahr ihren Arbeitsvertrag wieder
erfiillen kdnnen (Riickkehrgarantie)

ihre T&tigkeit nur fir eine geringe Stundenzahl
ausitben (evtl. nur eine Stunde pro Woche)

als mithelfende Familienangehdérige ohne fdrm-
liches Arbeitsverh3ltnis im Betrieb eines Haus-
halts- bzw. Familienmitgliedes mitarbeiten

sich als Rentner noch etwas hinzuverdienen
sich als Arbeitslose neben Arbeitslosengeld/
-hilfe noch etwas hinzuverdienen



Frage-Nr.

Erliuterung

@3

Landwirt-
schaftliche
Mithilfe

Ehrenamtliche Titigkeiten, z.B. als Schdffe, Vor-
mund oder Stadtverordneter, sind nicht zu erfassen.

RegelmidBige Tatigkeit: Die Tatigkeit wird in re-
gelmidfigen Zeitabstdnden ausgeilibt (z.B. taglich,
einmal wochentlich, zwei Tage im Monat).

Géiegentliche Tatigkeit: Der Erwerbstdtige wird
nur nach Bedarf eingesetzt oder er sucht sich nur
eine Arbeit von kurzer Dauer (z.B. Ferienjob).
Eine gelegentliche Tatigkeit soll nur dann angege-
ben werden, wenn sie in der Berichtswoche auch
tatsichlich ausgeiibt .wurde. Einmalige Tatigkeit
nur in der Berichtswoche gilt als gelegentlich.

Aufgrund der bisher gemachten Erfahrungen weisen
wir noch einmal ausdriicklich darauf hin, daB fiir
alle Haushaltsmitglieder, die‘hier angeben, er-
werbstatig zu sein, auch die Fragen im Teil "Ge-
genwartige/frﬁhere Erwerbstatigkeit", zu beantworten
sind.

Bitte nehmen Sie hier jede in der Berichtswoche
geleistete Arbeit in einem vom Haushalt bewirt-
schafteten landwirtschaftlichen Betrieb auf, auch

wenn es sich nur um gelegentliche landwirtschaft-
liche Hilfe gehandelt hat.

Landwirtschaftliche Arbeiten sind z.B. Feldarteit

Arbeiten bei der Tierhaltung, aber auch Biro-
arbeiten.

Hauswirtschaftliche Arbeiten sind alle Verrichtun
gen im Haushalt fiir die Bekdstigung und sonstige
Versorgung der Familie des Betriebsinhabers. Sie
sind hier nicht anzugeben.
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Frage-Nr. Erlduterung
<::> Geringfii- Eine geringfliigige Beschdftigung ist eine Tdtigkeit
gige Be- als Arbeitnehmer mit einer Arbeitszeit unter 15
schifti- Stunden/Woche und einem Einkommen bis 470 DM im
gung Monat, die sozialversicherungsfrei ist.

Typische geringfiigige Tdtigkeiten:

~ Putztdtigkeit in einem Haushalt oder Betrieb

- Kinderbetreuung, Haushaltstatigkeit in einem
Privathaushalt

- Stunden- oder tageweise Aushilfstdtigkeit in
einem Kaufhaus/Geschidft

- Kleinere handwerkliche Auftrige oder Reparaturen

- Austragen von Zeitungen, Zeitschriften

- - Verkaufs- oder Werbetidtigkeit (auch Telefon-

oder AuBendienst)

- Nebenberufliche Tdtigkeit fiir Versicherung oder
Bank

- Ferien- oder Nebenjob als Schiiler(in) oder
Student(in) '

- Mitarbeit in einem Saisonbetrieb, z.B. in der
Landwirtschaft oder bei der Herstellung von
Konserven; Gastgewerbe

- Nebenberufliche Lehrtdtigkeit, Nachhilfeunter-
richt

- Taxifahren, Aushilfstdtigkeit bei einer Spe-
dition '

~ Bezahlte Ubungsleitertdtigkeit in einem Verein

- Sonstige Nebentétigkeiten, z.B. Schreibarbeiten,
Programmierarbeiten, Buchhaltertatigkeit

Diese Frage ist auch von Personen zu beantworten,
die sich in der Berichtswoche als nicht erwerbs-
oder berufstdtig eingestuft haben ("Nein" in Frage

2/24 bzw. 2/25).

Wird die Frage nach einer geringfiigigen Beschdfti-
gung vom Befragten bejaht, so sind im weiteren
auch die Fragen fir Erwerbstdtige zu.beantworten.

Ausfilhrliche Hinweise finden Sie dariiber hinaus
im 2, Teil des Interviewer-Handbuches auf Seite 6.



Frage-Nr. Erl&uterung
<:::>Arbeitsuche Diese Frage ist nur zu beantworten, wenn die Fra-
als Nicht- gen 2/24 und 2/25 mit "Nein" beantwortet wurden.
erwerbs- Bitte stellen Sie die Frage an alle Nichterwerbs-
tatiger titigen im Alter von 15 Jahren und mehr,

Arbeitsuche

als Erwerbs-
tatiger

Arbeitslos

auch an Schiler und Rentner.

Eine Tatigkeit ist freiwillig unterbrochen z.B.
von Hausfrauen, die frilher einmal erwerbstdtig

waren und jetzt wieder eine Berufstatigkeit
suchen, oder von Handwerkern, die eine Meister-

schule abgeschlossen haben und jetzt eine neue Ar-

beitsstelle suchen.

Wenn die Fragen 2/24 oder 2/25 mit "Ja" beantwor-

tet wurden, stellen Sie bitte diese Frage zu einer
evtl. Arbeitsuche.

Als arbeitslos gelten nur solche Personen, die
normalerweise erwerbstatig sind und z.Z. nur vor-
ibergehend - da sie noch keinen neuen Arbeitsplatz
gefunden haben - aus dem Erwerbsleben ausgeschie-
den sind, sowie Schulehtlassene, die sich um eine
Lehr-/Arbeitsstelle bemilhen. Die Bezeichnung "ar-
beitslos" gilt auch, wenn man nicht beim Arbeits-
amt gemeldet ist oder wenn man zwar gemeldet ist,
aber kein Arbeitslosengeld/-hilfe bezieht ksig-
nierziffer "2").

Personen, die normalerweise keinem Erwerb nach-
gehen, z.B. Ehefrauen ohne eigenen Beruf, gelten
nicht als arbeitslos.

In bestimmtem Rahmen ist es erlaubt, daB Arbeits-
lose, auch wenn sie Arbeitslosengeld bzw. -hilfe
erhalten, sich noch etwas dazuverdienen. Machen
Sie dann fiir diese Erwerbstdtigkeit auch Angaben
im Teil "Gegenwdrtige/friihere Erwerbst&tigkeit".



Frage-Nr.

Erlduterung

2/30 - 2/3)

Art der
Arbeitsuche

Hat sich ein Haushaltsmitglied als arbeitslos be-
zeichnet ("1" oder "2"), so sind auch die Fragen
liber die Arbeitsuche zu beantworten.

Die Fragen 2/30 bis 2/34 sind fir alle Arbeit-
suchenden und Arbeitslosen zu beantworten, d.h.
wenn die Frage 2/27, 2/28 oder 2/29 mit "Ja" be-
antwortet wurde.

Kommen mehrere Arten der Arbeitsuche in Betracht,
s0 geben Sie bitte die beiden wichtigsten Arten
entsprechend ihrer Bedeutung an.

Von Personen, die Arbeitslosengeld/~hilfe erhal-
ten, ist in jedem Falle Arbeitsamt ("1") in
Spalte 2/30 einzutragen. Werden dariiber hinaus
weitere Méglichkeiten der Arbeitsuche genutzt,
so werden diese in Spalte 2/31 notiert.

Private Vermittlung tragen Sie bitte dann ein,

wenn iiber eine Personalberatung oder &hnliche Ein-
richtungen Arbeit gesucht wird.

Die Arbeitsuche iliber Freunde, Bekannte oder Ver-

wandte gilt dagegen als persdnliche Verbindung
(ll6|l). -

Als direkte Bewerbung ("5") gilt die unmittelbar

vom Arbeitsuchenden ausgehende schriftliche, tele-
fonische oder persdnliche Bewerbung, die nicht auf
ein Inserat, die Vermittlung durch das Arbeitsamt
oder durch Bekannte u.3. erfolgt.

Suche noch nicht aufgenommen ist nur dann anzu-
geben, wenn eine Person tatsdchlich eine Arbeit

aufnehmen bzw. den Arbeitsplatz wechseln mdchte,
aber zur Suche noch keine Gelegenheit bzw, Zeit
hatte.
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Frage-Nr.

Erlduterung

<:::>Art der

gesuchten
Tat igkeit

<:::>Verfﬁgbar—

keit

Dauer der

Arbeitsuche

Bitte beachten Sie, daB eine Person, die eine
Arbeitnehmertitigkeit sucht (Tdtigkeit als Arbei-
ter, Angestellter, Auszubildender oder auch als
Beamter), auch angibt, ob sie eine Vollzeit- oder
Teilzeittdtigkeit sucht.

Diese Frage 1st von allen Personen zu beantworten,

die die Arbeitsuche bereits aktiv aufgenommen
haben.

Beachten Sie, daB die Verfiigbarkeit fiir die Be- ;
richtswoche ("sofort") oder die zwei nachfolgenden

Wochen erfragt wird.

Wurde die Arbeitsuche (von Arbeiéslosen) durch
eine zwischenzeitliche Tadtigkeit oder auch langere
Krankheit unterbrochen, so ist nur die nach diesen
Ereignissen folgende Zeit als Dauer der Arbeit-
suche anzugeben. Achten Sie darauf, dad nur die
Dauer der Suche, die vor dem Berichtsstichtag

(25. April)liegt, angegeben wird.

Filr Personen, die die Arbeitsuche noch nicht auf-
genommen haben, bleibt diese Frage unbeantwortet.

(::} Friihere

Erwerbs-
tdtigkeit

(::) Beendigung

der
{ letzten
Tdtigkeit

(D) Nichterwerbstdtigkeit

Diese Frage ist ndr zu beantworten, wenn eine Per-
son z.%Z. nicht erwerbstdtig ist (Frage 2/24 und
2/25; "Nein"), dleichgiiltig, ob sie eine Erwerbs-

tétigkeit sucht oder nicht.

Wenn eine nichterwerbstitige Person bereits frilher

einmal erwerbstdtig war, geben Sie hier bitte an,

wann diese Tiatigkeit aufgegeben wurde, auch wenn
dieser Zeitpunkt schon viele Jahre zuriickliegt.
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Frage-Nr. Erlduterung
Grund fir |Treffen mehrere Griinde fiir die Beendigung der
Beendigung | letzten Tdtigkeit zu, lassen Sie sich bitte den
wichtigsten angeben.
(G) Gegenwidrtige/frilhere Erwerbstdtigkeit
Firma, Hier tragen Sie bitte den Namen der Firma, des Ar-
Betrieb beitgebers, der Dienststelle, des Geschiftes, der

3/16) Zweite
Erwerbs-~
titigkeit

Praxis, des eigenen Betriebes ein, bei dem das je-
weilige Haushaltsmitglied beschiftigt ist. Verwen-
den Sie bitte keine nur 8rtlich bekannten Kurzfor-
men der Firmennamen. Der Name der Firma ist ein

Hilfsmerkmal und dient ausschlieSlich der genauen

Zuordnung des Wirtschaftszweiges.

Eine zweite Erwerbstdtigkeit liegt vor, wenn in
der Berichtswoche neben der Haupterwerbstitigkeit
eine weitere Tdtigkeit ausgeiibt wurde, gleichgiil-
tig, ob diese regelmdsig oder nur gelegentlich
ausgeiibt wird.

Die Mithilfe in einem vom Haushalt bewirtschafte-
ten landwirtschaftlichen Betrieb neben der norma-
len Titigkeit z.B. gilt als zweite Tdtigkeit.

. IZweite Tdtigkeiten sind oft sogenannte Nebener-

werbstidtigkeiten (ob Entgelte zu versteuern sind
oder nicht, ist unbedeutend).

Wenn diese Frage bejaht wird, miissen alle nicht
durchkreuzten Spalten in der 2eile "Zweite gegen-
wirtige Erwerbstitigkeit" fiir diese 2. Erwerbs-
tdtigkeit beantwortet werden. Vergessen Sie bitte
nicht, die Eintragung der "Lfd. Nr. der Person im
Haushalt" in der Vorspalte vorzunehmen.



Frage-Nr. Erlduterung
(:::) Offent- Zum Offentlichen Dienst ist derjenige zu zadhlen,
licher ‘1der im Dienste des Bundes, eines Landes, einer Ge-
Dienst meinde, eines Gemeindeverbandes oder anderer Kdr-

perschaften, Anstalten und Stiftungen des Sffent-
lichen Rechts oder der Verbdnde von solchen steht.

Hierzu z&hlen Tdtigkeiten bei:

- Beh8rden des Bundes, der Linder, der Gemeinden
und der Gemeindeverbdnde, z.B. Regieruné und
Ministerien, Gemeindeverwaltungen, Rechnungshdfe,
Oberfinanzdirektionen, Finanzdmter, Staatshoch-
bauimter, Baudmter, Zollimter, Polizei, Bundes-
wehr, Bundesgrenzschutz, Ordnungsédmter, 6 £ -
fentliche Kindergédrten, Schulen und
Hochschulen, 6 £ fent 1l i c he kulturelle
Einrichtungen (Theater, Museen, Bibliotheken),
Sozialéamter, 6ffentliche Kranken-
hiuser, Heilstdtten und Altersheime, Gesund-
heitsidmter, Wasser~ und Schiffahrtsdirektionen,

- Gerichten des Bundes und der Linder,

- rechtlich unselbstindigen Unternehmen und recht-
lich selbstindigen Unternehmen ‘im Besitz der
Linder und Kommunen, die zur Erfiillung &ffent-
licher Aufgaben in Form einer Kdrperschaft des
privaten Rechts gefiihrt werden, z.B. Wasserwer-
ke, Verkehrsbetriebe, Energieversorgungen, Flug-
hdfen, Binnen- und Seehdfen, ’

- Bundesbahn, Bundespost,

- Kommunalen Zweckverbdnden, z.B. Krankenhaus-
zweckverbdnde, Schulzweckverbinde, Abwdsser- und
Abfallbeseitigungszweckverbﬁndé,



Frage-Nr. Erlduterung

- Trdgern der Sozialversicherung, z.B. Bundesver-
sicherungsanstalt fiir Angestellte, Landesver-~
sicherungsanstalten, gesetzliche Krankenkassen
(AOK, Ersatzkassen), Berufsgenossenschaften,
‘Bundesanstalt fiir Arbeit einschl. ihrer Dienst-
stellen, Krankenhduser und Gesundheitsdienst der

Trdger der Sozialversicherung,
- Bundesbank, Landeszentralbanken,

- sonstigen juristischen Personen, die {iberwiegend
aus Offentlichen Mitteln finanziert werden, vor-
wiegend aus dem Bereich der Wirtschaft und For-
schung (2.B. Max-Planck-Gesellschaft, Frauen-
hofer-Gesellschaft).

Zum Offentlichen Dienst sind n i c h t zu zdh-
len Tdtigkeiten bei:

- Kirchen, karitativen Organisationen, Wohlfahrts-
verbdnden, religitsen Stiftungen; privaten,
kirchlichen oder karitativen Kindergdrten und
Schulen, auch wenn sie staatlich anerkannt sind;
privaten Krankenhausern, Heilstatten,
Altersheimen und Wohnheimen, auch bei solchen,
deren Trager Kirchen, karitative Organisationen
oder Wohlfahrtsverbande sind; privaten
kulturellen Einrichtungen, auch dann nicht, wenn
sie Zuschlisse von Kommunen erhalten, '

- Rundfunk- und Fernsehanstalten,

- rechtlich selbstédndigen Wirtschaftsunternehmen,
die im Besitz des Bundes, der Linder, der Ge-~
meinden oder der Gemeindeverbdnde sind und nicht
zur Erflllung S6ffentlicher Aufgaben dienen,
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Frage-Nr.

Erl&uterung

Wirt-
"schafts-
zweig

- K3rperschaften und Stiftungen des dffentlichen
Rechts (z.B. Industrie— und Handelskammern,
Handwerkskammern, Arzte- und Rechtsanwaltskam-

mern, Verbinde der Sozialversicherungstriger),

- privaten Kreditinstituten; Bundes- und Landes-
kreditanstalten; Sparkassen, auch solche nicht,
deren Trager Gemeinden bzw. Gemeindeverbdnde

sind; Bausparkassen; privaten Krankenkassen,

- privaten Forschungsinstituten, auch solche
nicht, die {iberwiegend oder ausschlieflich aus
Auftrigen des Bundes, der Léander und der Kommu-

nen finanziert werden.

Bitte machen Sie méglichst genaue Angaben zum
Wirtschaftszweig. Richten Sie sich nach dem {iber-
wiegenden wirtschaftlichen Schwerpunkt des 6rtli-
chen Betriebes (nicht des Unternehmens), in dem
die einzelnen Haushaltsmitglieder beschdftigt
sind. UmfaBt ein Betrieb mehrere Aufgabengebiete,
so ist das lberwiegende Bet&dtigungsfeld der &rt-

lichen Einheit anzugeben.

Beispiele: Werkzeugmaschinenfabrik (nicht Fabrik),
Lebensmitteleinzelhandel (nicht Handel), Steuerbe-
ratung {nicht Biiro). )

Zivildienstleistendé geben den Wirtschaftszweig
des Betriebes, der Firma an, in dem (der) sie
ihren zivildienst leisten.



Frage-Nr.

Erlduterung

o

Stellung
im Beruf

Beschdftigt ein Selbstdndiger nur Mithelfende Fa-
milienangehdrige (chne Lohn/Gehalt), tragen Sie
bitte Selbstdndiger ohne Beschaftiéte ("0") ein.
Zu den Selbstdndigen z&hlen auch Hausgewerbe-
treibende.

Wenn jemand im Betrieb eines Verwandten ohne Lohn
oder Gehalt mithilft und fiir diese Tdtigkeit keine
Pflichtbeitrdge zur Arbeiter- oder Angestellten-
rentenversicherung zahlen mu8, ist er sogenannter
Mithelfender Familienangehdriger. Haushaltsmit-
glieder, die sich als Mithelfende Familienange-

hdrige bezeichnen, jedoch rentenversicherungs-
pflichtig sind, sind als Arbeiter oder Angestellte
zu zdhlen, je nachdem, ob sie Beitrdge zur Arbei-

ter- oder Angestelltenrentenversicherung ent-
richten.

Als Beamte zZhlen auch Beamtenanwdrter, Beamte im
Vorbereitungsdienst, Geistliche und Beamte der
Romisch-Ratholischen KRirche und der Evangelischen

Kirche in Deutschland.



Frage-Nr.

Erl&duterung

Die Bezeichnung "Beamter" wird hdufig auch fir An-
gestellte verwendet, so z.B. bei Versicherungs-

beamten, Bankbeamten, Betriebs- und Sozialbeamten.
In diesen Fillen tragen Sie Angestellter ("4") ein.

In-der Regel werden Sie aus dem Namen der Firma
erkennen k&nnen, ob die Bezeichnung Beamter bei

der betreffenden Erwerbstatigkéit in einem solchen
Sinn gebraucht worden sein kann oder nicht. In
zweifelsfillen fragen Sie die Auskunftsperson bitte
nochmals genau. '

Arbeiter ("5") sind sowohl Facharbeiter als auch
angelernte Arbeiter und Hilfsarbeiter.

Als Auszubildende gelten auch Praktikanten, Volon-
tire und Schiller an Schulen des Gesundheitswesens,
die gleichzeitig praktisch ausgebildet werden.
Handwerklich und landwirtschaftlich Auszubildende
zihlen zu den gewerblich Auszubildenden.

Berufssoldaten haben sich auf Lebenszeit zum Wehr-

‘dienst verpflichtet.

geitsoldaten sind diesen gleichgestellt; ihre Ver-

pflichtung'ist jedoch auf eine bestimmte Zeit be-
schrinkt (2, 4, 8 oder 12 Jahre).

Wehrdienstleistende sind Personen, die nach Been-

digung ihrer Schulzeit bzw. Ausbildung ihren Wehr-
dienst in der Bundeswehr von derzeit 15 Monaten
ableisten.

Zzivildienstleistende lehnen den Dienst mit der Waf-

fe ab und verrichten anstelle des Wehrdienstes ei-

nen Zivildienst vorrangig im sozialen Bereich.



Frage-Nr. Erlduterung
Arbeits- Wenn eine Tdtigkeit zeitlich befristet ist, wird
vertrag der Ablauf des Arbeitsverhd3ltnisses im allgemei-

Voll-

zeit/
Teil-
zeit

3/21-3/23

Normale Arbeits-
zeit

nen im Arbeitsvertrag vereinbart, 2.B. saisonbe-
dingte Tidtigkeit, spezieller Ausbildungsvertrag,
Jahresvertrag, Werkvertrag, ABM-Vertrag (Vertrag
im Rahmen der Arbeitsbeschaffungsmasnahmen der
Bundesregierung). Beachten Sie aber bitte auch,
daB8 ein Arbeitsvertrag auch durch miindliche Ab-
sprache zustandekommen kann.

Lassen Sie diese Frage bitte auch beantworten,
wenn nur eine gelegentliche Titigkeit vorliegt.
Liegen mehrere Griinde fiir eine Teilzeittdtigkeit
vor, tragen Sie die niedrigste Signierziffer ein.

Bei der normalerweise geleisteten Arbeitszeit sind
gelegentliche oder einmalige Abweichungen nicht zu
beriicksichtigen (z.B. Urlaub, Krankheit, gesetz-
liche Feiertage, 6berstunden, Kurzarbeit).

Wechselt die Arbeitszeit hiufig oder arbeitet ein
Befragter nur gelegentlich, bitten Sie um Angabe
der durchschnittlich geleisteten Arbeitszeit fiir
einen lidngeren Zeitraum. ‘

Der Zeitaufwand flir den Weg zur Arbeitsstidtte ist
kein Teil der Arbeitszeit. Fiir Lehrer z&hlt auch
der Zeitaufwand fiir die Unterrichtsvorbereitung,
die Teilnahme an Lehrerkonferenzen usw. mit zur
Arbeitszeit; ebenso gilt Arbeitsbereitschaft als
Arbeitszeit. ‘

Bei Mithelfenden Familienangehdrigen darf nur der
Zeitaufwand flir betriebliche Arbeiten, nicht der
fir hauswirtschaftliche Arbeiten, beriicksichtigt

werden.
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Frage~Nr.

Erlauterung

3/24 - 3/26
Tatsdchliche
Arbeitszeit

/27, 28

Grund fir Ab-
weichung der
Arbeitszeit

Die "normale" Arbeitszeit kann bei Arbeitnehmern
z.B. von der tarifvertraglich vereinbarten Ar-
beitszeit abweichen, wenn sie regelmidBig wdchent-
lich Uberstunden leisten.

Betragt die Arbeitszeit 38,5 Stunden, so ist "38"
einzutragen.

Personen im Erziehungsurlaub, die z.Z. keine Ti-
tigkeit ausiiben, geben die vor Antritt des Er-
ziehungsurlaubs normalerweise geleistete Arbeits-

zeit an.

Zur zweiten gegenwdrtigen Erwerbstidtigkeit:
Analog ist bei der Angabe fiir eine evtl. vorlie-

' 'gende zweite Erwerbstdtigkeit zu verfahren.

Von Personen, die neben einer zweiten Erwerbsti-
tigkeit noch eine weitere Tdtigkeit (3. Erwerbs-
tdtigkeit) in der Berichtswoche ausgeiibt haben,
sind die Stundenangaben der 2. und 3. Erwerbsti-
tigkeit zu addieren und bei der zweiten Erwerbs-~
tdtigkeit einzutragen.

Bitte tragen Sie hier die in der Berichtswoche
(23. - 29. April 1990) tatsdchlich geleistete Ar-
beitszeit ein. Hierzu zihlen auch {iberstunden.
Urlaubs- oder Krankheitstage und andere Ausfall-
tage (siehe Frage 3/27, 28) zihlen nicht zur tat-
sdchlichen Arbeitszeit.

Diese Frage ist zu beantworten, wenn die Arbeits-
zeit des Erwerbstdtigen in der Berichtswoche kiir-
zer oder ldnger war, als es der normalen Arbeits-
zeit entspricht. v

Nennt man Ihnen gleichzeitig mehrere Grinde fir
eine Abweichung, tragen Sie bitte die niedrigste
Signierziffer ein.

il
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Frage-Nr.

Erlduterung

Arbeitsschutzbestimmungen, auch Mutterschaft
("02") wird in der Hauptsache bei Jugendlichen
und bei Beschdftigten in Betrieben oder T&tig-
keiten mit besonderer Gesundheitsgefdhrdung ein-
zutragen sein, wenn unter bestimmten Vorausset-

zungen Freizeit zu gewdhren ist oder eine jeweils
festgesetzte Wochenarbeitszeit nicht liberschritten
werden darf. Beachten Sie bitte, das auch Arbeits-
freistellungen werdender oder niedergekommener
Miitter den Arbeitsschutzbestimmungen zuzuordnen

sind.

Arbeitsstreitigkeiten ("04") trifft zu fiir Streiks

"und Aussperrungen.

Schlechtwetterlage ("05") kommt hauptsichlich in
der Bauindustrie und der Landwirtschaft vor.

Kurzarbeit ("06") kann nur bei abh3ngig Beschif-
tigten - also bei Arbeitern und Angestellten - an-
geordnet werden, wenn z.B. wegen Auftragsmangel
weniger gearbeitet werden kann.

Arbeitsaufnahme ("07") wire dann einzutragen, wenn

eine neue Titigkeit in der Berichtswoche, z.B. am
Mittwoch, aufgenommen wurde.

Umgekehrt ist bei einer Beendigung im Laufe der
Berichtswoche ohne sofortige Aufnahme einer neuen
Tatigkeit "08" anzugeben.

Teilnahme an einer Schulaﬁsbildung, Aus- oder
Fortbildung (Schliisselzahl "10") ist nur dann an-
zugeben, wenn diese nicht innerhalb des Betriebes
stattfindet. Fiir Auszubildende, die am Berufs-
schulunterricht teilnehmen, trifft diese Kategorie
nicht zu.

Fir Personen im Erziehungsurlaub, die keine Titig-
keit ausiiben, ist sonstige Griinde fiir niedrigere
Arbeitszeit ("11") einzutragen.
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Frage-Nr.

Erlduterung

Kranken-
kasse/
-versi-

cherung

(E). Krankenversicherung

Betriebskrankenkasse der Bundesbahn, Bundespost-

und des Bundesverkehrsministeriums

— Beamte, die in dieser Betriebskrankenkasse ver-
sichert sind, geben hier Ziffer "7" (private
Krankenversicherung) an.

- Angestellte und Arbeiter in dieser Betriebskran-
kenkasse erhalten hier die Ziffer "2" (Betriebs-.
krankenkasse) .

In der Landwirtschaftlichen Krankenkasse ("6")

sind alle Unternehmer der Land- und Forstwirt-
schaft, die Mithelfenden Familienangehdrigen nach
Vollendung des 18. Lebensjahres, Altenteiler u.&.
versichert.

Die Signatur "9" ist nur dann einzutragen, wenn

eine Person Anspruch auf Krankenversorgung ochne
ein direktes Versicherungsverhdltnis mit einer
Krankenversicherung hat. Dieses wird zwischen dem
zustindigen Amt und der Versicherhng pauschal be-
griindet (z.B. fiir Sozialhilfeempfdnger, Kriegs-
schadenrentner, Empfdnger von Unterhaltshilfe aus
dem Lastenausgleich und deren abh3ngige Ange-
hérige).

Die freie Heilfiirsorge der Polizei kann von ver- .
schiedenen Gruppen in Anspruch genommen werden,
z.B. von Bereitschaftspolizisten in Ausbildung,
aber auch von Stammbeamten in den Besoldungsstufen
A 5 bis A 9. Dariiber hinaus gibt es in den Bundes-
lindern unterschiedliche Regelungen.



Frage-Nr.

Erlduterung

Versiche-
rungsver-
h&dltnis

in der KV

Freie Heilflirsorge der Bundeswehr ("3")
Alle Soldaten (Wehrpflichtige, Zeit-/Berufssolda-

ten, Wehriibende) unterliegen der "Freien Heilfiir-

sorge der Bundeswehr". Die Freie Heilflirsorge
kennt jedoch keine Mitversicherung der abhdngigen
Familienangeh&rigen.

Angehdrige von Zeit-/Berufssoldaten miissen sich
daher selbst versichern.

Angehdrige von Wehrpflichtigen sind weiterhin
(wenn sie nicht selbst versichert sind) als Fami-
lienmitglied mitversichert, und zwar in der Kran-
kenkasse, in der der Wehrpflichtige vor seiner
Einberufung versichert war.

Angehdrige von Wehriibenden sind wie Angehdrige von
Wehrpflichtigen zu behandeln. (Die Krankenver-
sicherung der Wehriilbenden l&duft fiir die Zeit der
Wehrilbung weiter.)

Abgesehen von "geringfligig Beschdftigten" (siehe
2/26 und 4/16) sind grundsatzlich alle Arbeiter

. und Angestellten dann pflichtversichert ("1"),

"wenn ihr monatliches Bruttoeinkommen 4 725 DM -

jihrliches Einkommen 56 700 DM - (seit 1. Januar
1990) nicht iibersteigt. Liegt ihr monatliches Ein-
kommen dariiber, so sind sie freiwilliqg versichert,
k6nnen (in seltenen Fdllen) aber auch in einer
privaten Krankenversicherung versichert sein. Ver-

sicherte in einer privaten Krankenversicherung

stehen immer in einem freiwilligen Versicherungs-

verhdltnis.

Beamte in der Betriebskrankenkasse der Bundesbahn

und -post sind freiwillig versichert (Ziffer "2"),



Frage-Nr.

Erl3uterung

Erziehungsurlauber geniefien Beitragsfreiheit nur

in der gesetzlichen Krankenversicherung (Ausnahme:
Personen ohne Krankengeldanspruch und Berufslose);
es gilt i.d.R. das Vérsicherungsverhdltnis, das

vor Antreten des Erziehungsurlaubes galt.

Personen im Vorruhestand sind wie vor dem Eintritt
in den Vorruhestand versichert (also freiwillig
auch dann, wenn das Einkommen unter der @iblichen
Grenze von 4 725,- DM brutto monatlich liegt; die
Person ist dann freiwillig versichert).

Arbeitslose, die Arbeitslosengeld/-hilfe bzw.
Unterhaltshilfe beziehen, sind in der Krankenver-—
sicherung pflichtversichert. Es besteht ein Ver-
sicherungsverh#ltnis bei der Krankenkasse, bei der

die betroffene Person zuvor versichert war.

Wenn eine-Familie Anspruch auf Sozialhilfe hat,
beachten Sie bitfe, daB auch hinderjéhrige Pami-
lienangehdrige einen eigenen Anspruch haben, so
daB auch fiir diese die Signierziffer "4" einzu-

tragen ist.

Die Eintragung "4" oder "5" setzt unbedingt "9"

in der Vorfrage voraus.

Wenn eine Person Anspruch auf freie Heilfiirsorge

der Polizei usw. hat, kdnnen die Familienarigehdri-
gen nicht bei dieser Person mitversichert sein.
Vielmehr ist die Ehefrau selbst pflichtversichert
aufgrund einer eigenen Tdtigkeit oder freiwillig
versichert. Die Kinder dieser Ehefrau k&nnen bei
ihrer Mutter mitversichert sein.



Frage-Nr. Erlduterung
Zusadtzliche| Richten Sie diese Frage bitte an alle Haushalts-
private mitglieder, die angegeben haben, daB sie kranken-
:Kranken- versichert sind.
" versiche-
rung Wenn Haushaltsmitglieder zusdtzliche Teilversiche-

rungen abgeschlossen haben, die z.B. Anspruch auf
Tagegeld bei Krankenhausaufenthalt beinhalten,
vermerken Sie bitte "Ja" (1).

Auch als Mitglied einer privaten Krankenversiche-~
rung kann man eine zus&dtzliche private Krankenver-

sicherung abschlieBen.

(F) Rentenversicherung

Pflicht-

versichert
am Stich-
tag in der
GRV

Pflichtversichert in der gesetzlichen Rentenver-

sicherung (GRV) sind hauptsdchlich Arbeiter und
Angestellte {(Ausnahme s.u.), bestimmte Selbst&n-
dige (z.B. Hausgewerbetreibende) sowie Wehr-~ und
Zivildienstleistende.

Arbeitslose gelten seit 1. Januar 1983 nicht mehr
in der Berichtswoche als pflichtversichert in der
GRV (die Zeit wird als Ausfallzeit gewertet).

Wehrpflichtige, Soldaten auf Wehriibung (fir mind.

3 Tage Dauer) und Zivildienstleistende sind in dem

Zweig rentenversicherungspflichtig, dem sie vor

ihrer Einberufung angehdrten. Wer vorher nicht der
gesetzlichen Rentenversicherung angehdrte - auch
nicht als freiwilliges Mitglied - wird widhrend
seiner Dienstzeit in der Angestellten;entenver-
sicherung (BfA) pflichtversichert.
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Frage-Nr. Erlduterung

Folgende Personengruppen geh8ren nicht zum Kreis

der Pflichtversicherten:

- Beamte und vergleichbare Angeétellte mit le-

bénslénglicher Versorgung nach beamtenrechtli-
chen Grundsdtzen (sog. DO-Angestellte). Diesen
seltenen Angestelltentypus findet man bei So-
zialversicherungstrigern (Landesversicherungsan-
stalten, Berufsgenossenschaften, Orts-, Innungs-
krankenkassen, landwirtschaftliche Alters- und
Krankenkassen u.d., nicht jedoch Ersatzkassen).
Jedoch sind nicht alle dort beschidftigten Ange-
stellten auch DO-Angestellte! Der sog. "Bank-
beamte" ist in der Regel rentenversicherungs-
pflichtiger Angestellter.

- Selbstindige (Ausnahme siehe oben) und Mithel-
fende Familienangeh8rige ohne Arbeitsvertrag.

Wer als Mithelfender Familienangeh&riger einen
Arbeitsvertrag hat, ist sowohl in der Kranken-
versicherung gls auch in der Rentenversicherung
pflichtversichert - es sei denn, er fiele unter
die genannten Ausnahmen. Mithelfende Familienan-
schnitt "Erwerbstétigkeit; Arbeitsuchende" als
Angestellte oder Arbeiter einzutragen und nicht
als Mithelfende Familienangehérige.

- Angestellte kdnnen von der Versicherungspflicht
befreit sein, wenn sie einen gliltigen Befrei-
ungsbescheid der Bundesversicherungsanstalt fiir
hAngestellte (BfA) besitzen. Es handelt sich
hierbei um einen sehr kleinen Kreis, der bis zum
31.12.1967 nicht der Versicherungspflicht unter-
lag und der sich ﬁnter bestimmten Bedingungen
auch iiber diesen Zeitpunkt hinaus befreien las-



Frage-Nr.

Erl&duterung

sen konnte. Nach dem Reﬁtenreformgesetz haben
diese Angestellten ab 1.1.1973 aber wieder die

Moglichkeit, in die Angestelltenrentenversiche-
rung einzutreten.

Geringfiigig beschaftigte Arbeitnehmer sind auch

von der Rentenversicherungspflicht befreit. Eine
Erwerbstiatigkeit wird versicherungsrechtlich
dann als eine geringfiigige peschaftigung bzw.
geringfiigige selbstindige Titigkeit bezeichnet,
wenn sie nur "kurzfristig” ausgelibt oder nur
"geringfiigiqg entlohnt” wird. Eine Tdtigkeit gilt
im Jahr 1990 als:

- kurzfristig, wenn sie im Laufe eines Jahres

inrer Eigenschaft .nach oder im voraus vertrag-
lich auf eine Dauer von hochstens zweli Monaten

oder 50 Arbeitstage begrenzt ist.
- geringfiigig entlohnt, wenn sie zwar laufend

oder in regelmdBiger Wiederkehr ausgeiibt wird,

die vereinbarte Wochenarbeitszeit aber unter

15 stunden liegt und das durchschnittliche Ar-

beitsentgelt regelmd8ig im Monat 470 .~ DM nicht
iibersteigt.

- Personen, die sich im Erziehungsurlaub befinden,

sind i.d.R. pflichtversichert in der agesetzlichen
Rentenversicherung (Ausnahme: z.B. Beamte). Die

Beitrige gelten als durch den Bund entrichtet.

Wer am Erhebungsstichtag arbeitéunfﬁhig krank ist
und zu dieser Zeit keinen Lohn oder kein Gehalt

mehr bezieht, ist nicht unter dieser Frage,sondern
ggf. unter den Folgefragen zu zdhlen. Das gleiche

gilt fir werdende Mitter und Woéchnerinnen am Erhe-
bungsstichtag, die aufgrund des Mutterschutzgeset-

zes nicht mehr beschiftigt werden und zu dieser

Zeit keinen Lohn oder kein Gehalt beziehen.

Auch Rentner kdnnen, wenn sie noch erwerbstatig
sind, in einer Rentenversicherung versichert sein.
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Frage-Nr. - Erlduterung

Bitte beachten Sie, daf die Frage, ob ein Haus-

haltsmitglied Beitrige zur Altershilfe fiir Land-
wirte zahlt, hier nicht zu stellen ist.

Eine Pflichtversicherung in den letzten 12 Monaten
<:::>Pf1ichtver_ liegt dann vor, wenn wenigstens ein Pflichtbeitrag
sichert in in diesem Zeitraum entrichtet wurde, aber in der
den letzten Berichtswoche keine Pflichtversicherung mehr be-
12 Monaten steht, z.B. wenn sich eine Person selbstdndig ge-
in der GRV macht hat oder in ein Beamtenverhiltnis {ibernommen

worden ist. !

Wenn die in den letzten 12 Monaten gezahlten Bei-
trage zuriickerstattet wurden, tragen Sie dieses

frilhere Versicherungsverhaltnis bitte nicht hier

ein.
Bei dieser Frage sind Eintragungen vorzunehmen,
4/18)Freiwillig wenn Haushaltsmitglieder in den letzten 12 Monaten
versichert vor der Berichtswoche nicht versicherungspflichtig
in der GRV waren, sich aber freiwillig versichert haben, um

einen Rentenanspruch zu erwerben.
Auch hier sind riickerstattete Beitrige nicht anzu-

geben.
Hier geben Sie bitte an, ob Haushaltsmitglieder
Beitrége in der Zeit vom 1.1.1924 bis ein Jahr vor der Er-
seit hebung irgendwann einmal Beitrdge zur Rentenver-
1.1.1924 sicherung gezahlt haben (z.B. wenn sie ihre Er-
in der GRV werbstatigkeit aufgegeben haben, um sich der Er-

ziehung ihrer Kinder zu widmen).

Wenn Personen bereits eine Rente beziehen, sind
die frilher gezahlten Beitrige zur Erlangung dieser
Rente hier nicht anzugeben.

.

Auch wenn frithere Beitrdge zuriickerstattet wurden,
tragen Sie sie ebenfalls nicht ein.
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Frage-Nr.

Erlduterung

{iberwie-
gender
Lebehs-
unterhalt

(L) Unterhalt, Einkommen

Auch fiir Erwerbstitige mu8 die Erwerbstatigkeit
nicht die Uberwiegende Unterhaltsquelle sein (z.B.

Auszubildende beziehen oft ihren Lebensunterhalt

_von den Eltern).

Rentner, die noch erwerbstdtig sind, kdnnen, je
nach Umfang der Leistungen, iiberwiegend von ihrer
Erwerbstitigkeit oder ihrer Rente leben.

Fiir Betriebsrenten aus einer betrieblichen Alters-

versorgung vermerken Sie in den (wohl seltenen)
Fillen, in denen diese die uberwiegende Unter-

haltsquelle darstellen, die Signatur "3".

Ehefrauen, die z.B. aus einer "Nebentdtigkeit” ein
geringes zusitzliches Einkommen beziehen, von dem
sie nicht allein leben kdnnen, geben hier Unter-
halt durch Ehemann ("4") an.

Regelm3dBige Leistungen aus Lebensversicherungen
(einschl. der Leistungen aus den Versorgungswerken
fir bestimmte Freie Berufe wie z.B. Arzte, Apothe-

.ker) sind als Unterhalt aus eigenem Vermdgen ("5")

einzuordnen.

Stipendien sind bei "Sonstigen Unterstiitzungen
(z.B. BAf8G, Vorruhestandsgeld)" einzutragen.
Stellt das Erziehungsgeld den uberwiegenden Le-
bensunterhalt dar, so ist dies ebenfalls den
"Sonstigen Unterstiitzungen" zuzuordnen.

Bei Personen, die sich aufgrund von Tarifverein-
barungen im Vorruhestand befinden, gilt das sog.
Vorruhestandsgeld weder als Einkommen aus Erwerbs-
titigkeit noch als Rente. Bezieht ein Haushalts-
mitglied seigen ﬁberwiegenaen Lebensunterhalt aus
dem Vorruhestandsgeld, so ist "7" (Sonstige Unter-

stiitzungen (z.B. BAf6G, Vorruhestandsceld)) einzu-
tragen.



Frage-Nr. I . Erl3uterung
(4,21 - 4/24) Hier sind alle Renten der einzelnen Haushaltsmit-
Offentliche glieder anzugeben, auch wenn sie davon nicht ihren

Rente, Pension

Uberwiegenden Lebensunterhalt bestreiten. Unter-
scheiden Sie nach eigenen Versichertenrenten und

nach Witwen-, Waisenrenten u.3..

Eine eigene Rente bezieht ein Rentner aufgrund
seiner gezahlten Beitrdge zu einer Versicherung.

Pensionen aus 6ffentlichen Kassen erhalten nur
Beamte und Personen, die unter Art. 131 Grundge-

setz fallen. Pensionszahlungen im Rahmen einer be-
trieblichen Altersversorgung werden hier nicht be-

ricksichtigt.

Zahlungen an Hinterbliebene aus den Rentenzweigen

sind in den Spalten "Witwen-, Waisenrenten, Pen-

sionen usw." anzugeben.

Beachten Sie bitte auch, daB Kinder selbst (Halb-)
waisenrenten erhalten und diese Renten nicht 7Teil
der Rente der Mutter sind.

Zu den "ilbrigen &ffentlichen Renten" gehdren auch
die Zahlungen der Altershilfe fiir Landwirte, also
die Landabgaberente und das Altersgeld.

Wenn jemand mehrere Renten nebeneinander erhilt,
tragen Sie sie in der Reihenfolge nach der HGhe

des monatlichen Betrages ein, getrennt nach eige-

ner bzw. Witwen-, Waisenrente. Die Renten der Ge-
setzlichen Réntenversicherung (BfA, KRV, LVA) sindé

bei Dreifachbezug von Versichertenrenten vorrangig
einzutragen. ’
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Frage-Nr. ] ) . Erlauterung
4/25, 26 . Wohngeld ("0") kann nur eine Person im Haushalt
Private und beziehen. ’
sonstige Ein- Sozialhilfe ("1") erhdlt jedes einzelne Haushalts-
kommen mitglied, das die Anspruchsvoraussetzungen er-

fillt, so daR auch Kinder Bezieher von Sozialhilfe
sein konnen.

Erziehungsgeld ist als "sonstige 8ffentliche Unter-
stiitzung" ("3") einzutragen.

pezieher von Vorruhestandsgeld aufgrund von Tarif-
vertrigen (Alter mindestens 58 Jahre) erhalten
diese Zahlungen vom fritheren Arbeitgeber. Daher
ist dieses Einkommen den "Betriebsrenten" ("4")
zuzuordnen.

Leistungen aus Versorgungswerken fiir bestimmte
Freie Berufe wie z.B. Krzte, Apotheker sind unter
"Leistungen aus der Lebehsvetsicherung“ (Ziffer
“75) einzutragen.

Private Unterstiitzungen ("9") kdnnen z.B. auch die
Zahlungen sein, mit denen Eltern ihre auswarts
studierenden Kinder unterstiitzen, oder Stipendien
sowie Alimentationszahlungen.

Auch kleine Kinder kdnnen schon eigene private
Einkommen beziehen, z.B. aus Vermietung oder eige-
nem Vermdgen. Diese Einkommen sind deshalb auch
bei den Kindern selbst einzutragen. ‘

Wenn jemand mehrere private Einkommen bezieht, tra-
gen Sie diese bitte entsprechend ihrer HGhe ein.
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Frage-Nr. Erlauterung
4,27, 28 Tragen Sie bei dieser Frage bitte die Summe aller
Nettoelnkommen Einkommensarten fiir jedes Haushaltsmitglied - also

auch fir Kinder - ein.

Bitte beachten Sie, daB hier das Nettoeinkommen im

April 1990 angedeben werder soll, also ohne Lohn-
steuer, Kirchensteuer, Sozialversicherungsbeitrige

u.3d., Betrige.
Zuschiisse zum Vermdgenswirksamen Sparen sind je-

doch dem Nettoeinkommen zuzurechnen, ebenso Vor—
schiisse, ggf. der vom Arbeitgeber getragene Anteil

einer Werkswohnungsmiete u.&. Betfége.’
Auch Sachbeziige (laturalbeziige, Deputate) sind
hier anzugeben. Erh&dlt ein Haushaltsmitglied von

seinem Arbeitgeber volle Verpflequng und/oder
Unterkunft, so sind folgende Werte - ggf. zusitz-

lich zum Lohn - fiir die Sachbezlige einzusetzen:

Art des Sachbezuges Monatlich
Freie Kost + Wohnung einschl.

Heizung und Beleuchtung DM 530,--
Volle Kost DM 286,20
Wohnung mit Heizung und

Beleuchtung DM 243,80

" Wird die freie Kost und Wohnung nicht nur dem Ar-

beitnehmer allein, sondern auch seinen Familienan-
gehdrigen gewdhrt, so ist der Wert der Sachbeziige
zu erhodhen:

1. Flir die Ehefrau um 80 %
2. Fiir jedes Kind bis zum

6. Lebensjahr un 30 %
3. Fiir jedes Kind im Alter

von mehr als 6 Jahren um 40 %

Bitte beachten Sie, daB auch Kinder Einkiinfte
haben kénnen. Gedacht ist hierbei an Waisenrenten,

Alimentenzahlungen und Ausbildungsbeihilfen.
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Frage-Nr.

Erlauterung

4/29,4/3Q

Eheschliefungs-
jahr

Einkommen in auslandischer Wihrung sind in Deut-

sche Mark umzurechnen.

hat ein Haushaltsmitglied Einkommen aus mehreren
der angefﬁﬁrten Quellen, so sind die einzelnen Be-

trage zu addieren.

Trennungsentschadigungen, Ausldsungen usw. gelten

nicht als Einkommen.

Da Selbstdndigen oft nur der Nettobetrag des ge-
samten Jahres bekannt ist, muB fiir diese Frage das
Jahreseinkommen durch 12 geteilt werden.

Flir selbstiandige Landwirte bzw. dMithelfende Fami-
lienangehdrige ohne Pflichtversicherung in der
Rentenversicherung brauchen Sig keine Angabe zur

HShe des Einkommens zu machen (Signatur "50").

Die wichtigsten Einkommensquellen sind:
1. Lohn oder Gehalt
2. Gratifikation (13. Monatsgehalt)
3. Unternehmereinkommen
4. die in den Fragen 4/21 - 26 genannten Ein-
kommensarten
S. Arbeitslosengeld/-hilfe
6. kindergeld

_Die Beantwortung dieser Frage ist freiwillig.
Bitte beantworten Sie diese Frage auch flir Perso-
nen, die nicht mehr verheiratet (also verwitwet
oder geschieden) sind. Fir ledige Personen lassen
Sie die Frage unbeantwortet.
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V. “URLAUBS- UND ERHOLUNGSREISEN 1989/90"

V.1 ERLAEUTERUNGEN ZUR ERHEBUNG

Zur besonderen Beachtung:

Die Erhebung findet nur in den 0,1 %-Auswahlbezirken statt. Das
Statistische Landesamt sagt Ihnen, ob.Ihr Auswahlbezirk dazugehdrt.

ZWECK DER BEFRAGUNG
Der Reiseverkehr stellt einen gesamtwirtschaftlich und gesell-

schaftspolitisch auBerordentlich wichtigen Tatbestand mit stei-
gender Bedeutung dar. Rund 1,5 Mill. Arbeitsplitze hédngen in der
Bundesrepublik Deutschland direkt oder indirekt vom Tourismus ab.
Eine laufende Beobachtung von Umfang und Struktur des Reisever-
kehrs ist deshalb insbesondere fiir Regierung und Parlament uner-
laslich. Entsprechendes Zahlenmaterial dient dazu, die Notwendig-
keit politischer Ma8nahmen erkennen und ihren Erfolg beurteilen
zu kdnnen. Hierzu zdhlen beispielsweise die Staffelung der Ferien-
termine, die Lenkung der Verkehrsstrdme, aber auch MaSnahmen zur
Verbesserung des Rechtsschutzes der Touristen wie das 1979 verab-
schiedete Reisevertragsgesetz. Die Befragung soll daher jdhrlich
durchgefiihrt werden und insbesondere Angaben iiber Reiseziele im
Inland und Ausland, benutzte Verkehrsmittel, den Reiseantritt in
den Hauptferienmonaten, zusitzlich bei Inlandsreisen, Dauer, Art
der Reise sowie Unterkunftsart liefern.

ANLEGEN EINES ERHEBUNGSBOGENS

Ein Erhebungsbogen ist fiir jeden Haushalt anzulegen, der in die

0,1 %-Auswahl einbezogen wurde. Die Befragung richtet sich auch
an Personen, die in Gemeinschaftsunterkiinften leben. Private
Haushalte in Gemeinschaftsunterkiinften werden wie normale Haus-
halte behandelt.

Urlaubs-, Erholungs- oder Ferienreisen im Sinne dieser Befragung

sind alle Reisen, die fiinf aufeinander folgende Tage (gleichbe-
deutend mit vier aufeinander folgenden (bernachtungen) oder mehr

gedauert haben und nicht zu dienstlichen oder geschaftlichen
Zwecken unternommen worden sind. Hierzu zdhlen auch Kuren und
Verschickungen, Verwandten- dnd Bekanntenbesuche, Ferienbesuche
von Kindern und auch Aufenthalte in einer Zweitwohnung, wenn die
genannten Voraussetzungen erfiillt waren. Nicht zu berlicksichtigen

sind dagegen Geschidfts- und Dienstreisen oder Zhnliche Reisen,
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die in Ausfibung einer gewerblichen Tatigkeit standen oder der
Ausbildung fur einen Beruf dienen sollten, und zwar auch dann
nicht, wenn sie in Verbindung mit einer Urlaubs- und Erholunygs-—
reise durchgefithrt wurden.

Eine Urlaubs- und Erholungsreise ist jedoci nur 4ann zu erfassen

(positive Beantwortung der Leitfrage), wenn sie im Befragungs-

zeitraum, d.h. in der Zeit vom 1. Mai des Vorjahres bis 30. April

dieses Jahres, angetreten wurde . Reisen von Personen, die zum

Zeitpunkt der Befragung nicht mehr zum Haushalt gehdren, bleiben
dabei unberiicksichtigt.-

Der Fragebogen zu den Urlaubs- und Erholungsreisen wurde in diesem
Janr iiberarbeitet und dem Fragebogen fir die Selbstausfiiller ange-
palt. Es ist ein Haushaltsbogen, der auf der Vorderseite Fragen an
die einzelnen Personen eines Haushalts richtet, im Innenteil
Fragen enthdlt, die fiir jede Reise, die im Haushalt wdhrend des
vergangenen Jahres angetreten wurde, zu beantworten sind.

Als Ordnungsangaben sind der Regierungsbezirk, die Auswahlbezirks-

Nr. sowie die 1fd. Nr. des Haushalts im Auswahlbezirk aus der Ver-
teilungsliste zu libernehmen.
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LRLAUTERUNGEN 2U EINZELNEiL FRAGEI

Frage-Nr.

Erlduterungen

01

Lfd. Nr.
der Person

im Raushalt

7

0

Reise

1984/90

Zu den Fragen ist jeweils nur eine Antwort pro
Spalte zu markieren; Mehrfachmarkierungen sind
ausschlieBlich bei den ergédnzenden Ordnungsan-
gaben in Frage 09 (Person{en), die in einer
Spalte allein’antwortet oder gemeinsam ant-

worten) zuldssigq.

Achten Sie bitte darauf, das die Reihenfolge der
Personen in diesem Bogen mit der in dem Grund-
bogen ilibereinstimmt.

Anhand der Leitfrage soll festgestellt weraen,
ob Haushaltsmitglieder im Berichtszeitraum Ur-
laubs- und Erholungsreisen unternommen haben.

Bevor diese Frage jedoch gestellt werden kann,
ist darauf hinzuweisen, daB fiir die Erteilung
dieser Auskiinfte keine Verpflichtung besteht.

a) Keine Auskunft

Verzichten alle Haushaltsmitglieder auf die Mit-
arbeit an diesem Erhebungsteil der Befragung,
ist das Interview beendet. Vergessen Sie aber
bitte nicht, die entsprechende Antwortkategorie
"Keine Auskunft" im Erhebungsbogen unter Frage
02 anzukreuzen und in die Spalte 29 der Vertei-

lungsliste zu libernehmen.

b) Auskunftsbereitschaft

Wird aie Bereitschaft zur Mitarbe;t von allen
oder zumindest von einigen Haushaltsmitgliedern
erklart, kann die Leitfrage gestellt werden. Sie
ist flir jede auskunftsbereite Person zu beant-
worten und zu bejahen, wenn die Person im Be-
richtszeitraum eine (oder mehrere) Urlaubs- und
Erholungsreise(n) angetreten hat.



Frage-Nr.

Erlduterungen

Zahl der

Reisen

Lfd. Nr.
der Reise

05-07) Vorwie-
gendes

J

Reiseziel

05/06) Reiseziel
Inland

Wird die Leitfraye (Frage 02) vom ganzen haushalt
verneint (keine Reise), tragen Sie bitte diese
Verneinung fir alle Personen in den Erhebungs-
bogen und dann auch fiir den Haushalt in die
Spalte 29 der Verteilungsliste ein.

Erkliren sich Haushaltsmitglieder zur gemein-
schaftlichen Beantwortung nicht bereit, sind ge-
trennte Erhebungsbogen anzulegen.

Baben sich nicht alle Haushaltsmitglieder zur
Auskunftserteilung bereit erklart, so vermerken
Sie dies bitte in der Verteilungsliste (Spalte
“Bemerkungen"), damit das Statistische Lahdesamt
diese Personen — mit der Bitte um Teilnahme -

anschreiben kann.

Wurde eine Urlaubs- und Erholungsreise ange-
treten, so ist fiir jede Person bei Frage 03 .ein-
zutragen, wie viele Reisen im Berichtszeitraum

angetreten wurden.

Im folgenden ist fir jede Reise, die eine Person
allein gemacht hat oder mehrere Personen im
Haushalt gemeinsam gemacht haben, jeweils eine

Spalte auszufiillen.

fFiihrte eine Reise in mehrere Lidnder im In- oder
Ausland (bzw. Reisegebiete im Inland}, so ist
das Land (bzw. Reisegebiet) zu kennzeichnen, in

dem die lingste Zeit verbracht wurde.

Wird zu Frage 05 ein Bundeéland als Zielland
angegeben (Schliisselziffern 1 - 11), dann ist
bei Frage 06 auch das betreffende Reisegebiet

im Inland zu kennzeichnen. Fiihrte eine Reise
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Frage-Nr.

Erl&uterungen

<::> Reiseziel

Teilnehmer-

zahl

innerhalb der Bundesrepublik Deutschland in ein
Reisegebiet, das in Frage 06 nicht namentlich
aufgefithrt ist, so ist die Antwortkategorie

"ibrige Reisegébiete" zu wihlen.

Zur besseren Ofientierung ist dem Befrégten die
beiliegende Kartenskizze der Bundesrepublik
Deutschland vorzulegen, in der die zu beriick-
sichtigenden Reisegebiete abgegrenzt sind.

Wenn in Frage 06 dagegen als Reiseziel "DDR,
Berlin (Ost)" angegeben wird {Schliisselziffer
12), wird aie Erhebung mit Frage'OB fortgesetzt.

Bei ausldndischen Reisezielen ist die Signier-

ziffer des jeweiligen Ziellandes einzutragen.

Je 1fd. Nr. der Reise ist anzugeben, wie viele
Personen, die in der Berichtswoche noch zum
Haushalt gehdren, an der im Befragungszeitraum

durchgefiihrten Reise beteiligt waren. Die Teil-

‘nehmerzahl mu8 mindestens ebenso grof sein wie

die Zzahl der Personen, fiir die in dieser Spalte
Angaben gemacht werden (gleich der Zahl der
markierten Personen in Frage 09). Werden bei-
spielsweise fiir eine von drei Haushaltsmit-
gliedern gemeinsam unternommene Reise (mit der-
selben 1fd. Nr. der Reise) 2zwei Erhebungsbogen
ausgefiillt, so ist jeweils die Frage 08 mit
"drei" zu beantworten, wdhrend die erginzenden
Ordnungsangaben (lfd. Nrn. der gemeinsam ant-
wortenden Personen) in Frage 09 nur fir eine bzw.
zwel Haushaltsmitglieder einzutragen sind.
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Frage-Nr. Erlauterungen

(EE) Person(en), Markieren Sie die Person bzw. die Personen, die
die allein ~allein antwortet bzw. gemeinsam antworten, mit
antwortet der 1fd. Nr. der Person(en) aus dem Grundbogen.
oder geméin— Die Zahl der Personen, fir die diese ergdnzenden
sam antwor- Ordnungsangaben zu markieren sind, kann kleiner

ten sein als die Zahl der gereisten Haushaltsmit-

glieder (Frage 08), wenn nicht alle Personen

eines Haushalts gemeinsam antworten.

Verkehrs- Bei der Frage nach dem {iberwieyend benutzten Ver-
mittel kehrsmittel ist grundsiitzlich nur das Verkehrsmit-

tel anzugeben, das liberwiegend fiir die Hintahrt
zum Reiseziel (Land, Reisegebiet, Ort des Reise-
ziels im Inland oder Ausland) benutzt worden ist.
Bei der Benutzung verschiedener Verkehrsmittel

- ist also nur das Verkehrsmittel anzugeben, das
fiir die lingste Strecke auf der Hinfahrt zum
Reiseziel in Anspruch genommen worden ist. Bei
Kreuzfahrten ist - unabh&ngig von der Anfahrt -
grundsitzlich "Sonstiges" zu markieren.

<::> Reise- Markieren Sie bitte den Monat, in dem die Reise
antritt angetreten wurde. Zu beachten ist, da8 es hier
(Monat) nicht auf den Monat ankommt, in dem die Reise

iberwiegend durchyefiihrt wurde. Ist beispiels-
weise eine Reise Ende April 1989 angetreten und
erst Mitte Mai 1989 beendet worden, so ist dennoch
keine Markierung vorzunehmen (keine Reise im
sinne der Befragung, da der Reiseantritt noch
vor dem erfaften Zeitraum liegt).

12 - 13) Reise- Die Fragen 12 und 13 sind nur zu stellen, wenn
an- der Reiseantritt in die Kalendermonate Juni bis
tritt/ September 1989 (Frage 11) fiel; sie zielt darauf
Wochen- | ab, mdglichst genau festzustellen, in welchem



Frage-Nr. Erlduterungen
ab- Umfang von uem gestaffelten Ferienbeginn Ge-
schnitt/| brauch gyemacht wurde. Die méglichst genaue Be-
woche antwortung ist in den Fillen von besonderer

Reise—

dauer

wichtigkeit, in denen als Uberwiegend benutztes
Verkehrsmittel (Frage 10) der "Pkw" angegeben

wird.

Die Befragten k&nnen sich vermutlich am ehesten
aaran erinnern, ob die keise in der ersten
(wochenanfany) oder zweiten Wochenhilfte
(Wochenenae) angétreten wurde. Entsprechend ist

die Markierung in Frage 12 vorzunehmen.

Im AnschluB daran ist die Fragye 13 zu stellen,

ob der Reiseantritt in die Kalenderwoche des

.Schulferienbeginns fiel. Eine Antwort wird in

der Regel mdylich sein, wenn an der Reise schul-
pflichtige Kinder beteiligt waren. Als weitere
Orientierungshilfe ist den Befragten die aus-
zugsweise Kalenderlibersicht (mit der Sommerfe-
rienregelung 1989) vorzulegen. Die Beantwortung
dieser Frage kann zur Uberpriifung der Frage 11
herangezogen werden (so kann beispielsweise der
Reiseantritt nicht in die Kalenderwoche des
Schulferienbeginns gefallen sein, wenn es sich
bei dem angegebenen Kalendermonat des Reisean-
tritts bereits um den zweiten Ferienmonat ge-
handelt hat).

Die Fragen 14 ->16 nach aer Dauer und Art der
Reise sowie der Unterkunftsart sind nur fir In-

landsreisen zu stellen.

Markieren Sie bitte die Gesamtdauer der Reise
nach den vorgegebenen, in Tagen gemessenen Zeit-

spannen.
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VI, FG-ARBEITSKRAEFTESTICHPRBEE 1991)
VI.1 ERLAEUTERUNGEN ZUR_ERHEBUNG

‘mur besonderen Beachtung:

‘Die Erhebung findet nur in den 0,4 ¢-Auswahlbezirken statt. Das Sta-

tistische Landesamt sagt Ihnen, ob Ihr Auswahlbezirk dazugehlrt.

WAS IST DIE EG-ARBEITSKRAEFTESTICHPROBE?

Die Europdischen Gemeinschaften (EG) fihren in ihren Mitgliedslédndern
eine gemeinsame Arbeitskriftestichprobe. durch. Mit dieser Haushalts-
befragung sollen insbesondere wichtige Ergebnisse iiber die Erwerbs-
titigkeit, Arbeitslosigkeit und Bevolkerungsstruktur in der EG ermit-
telt werden. Die EG- -Arbeitskriftestichprobe, die erstmals 1960 und
seitdem schon wiederholt in den ‘Mitgliedsstaaten der EG durchgefihrt
wurde, hat sich als amtliche Représentativstatistik bewdhrt.

In der Bundesrepublik Deutschland sind in die EG-Arbeitskrédftestich-
probe 100 000 Haushalte, was 0,4 % der Bevdlkerung entspricht, einzu-

beziehen.

Die von der EG bendtigten Daten sind zum Teil mit den im Mikrozensus
erhobenen identisch und werden deshalb nicht mehr gesondert erfragt.
Dariiber hinausgehende Fragen der EG-Erhebung sind auf dem Ergdnzungs-
bogen enthalten. '

WELCHEN ZWECKEN DIENT DIE EG-ARBEITSKRAEFTESTICHPROBE?

Die zunehmenden internationalen Verflechtungen bedingen auch einen
steigenden Datenbedarf internationaler Institutionen . Die EG bend-
tigt Daten zu den oben genannten Bereichen fiir Untersuchungen der
wirtschaftlichen und sozialen Situation in den Mitgliedsl&ndern, die
die Voraussetzung fiir arbeitsmarkt- und regionalpolitische MaBnahmen
bilden.



Fir solche Ma8nahmen - vor allem die Mittelvergabe z.B. aus dem Re-
gionalfonds oder dem Sozialfonds der EG - miissen gerechterweise ver-
gleichbare Daten flir alle Linder zugrunde gelegt werden. Solche ver-
gleichbaren Daten liefert die gemeinsame Arbeitskriftestichprobe.

Die Verkniipfung dieser EG-Erhebung mit dem Mikrozensus - statt zweier

getrennter Erhebungeh - ist zeitsparend und kostengiinstig.

~AUF_WELCHEN RECHTSGRUNDLAGEN BERUHT DIE ERHEBUNG?

Die Rechtsgrundlage fiir die EG-Arbeitskrédftestichprobe ist die Ver-
ordnung (EWG) Nr. 3044/89 des Rates vom 6. Oktober 1989 zur Durch-
fliihrung einer Stichprobenerhebung iiber Arbeitskrifte im Frihjahr1990
und 1991 in Verbindung mit dem Gesetz iiber die Statistik fiir Bundes-
zwecke (Bundesstatistikgesetz) und dem Mikrozensusgesetz (siehe VII.
Rechtsgrundlagen) .

Die Mitglieder der ausgewdhlten Baushalte sind gemas Artikel_2 der
EG-Verordnung in Verbindung mit § 14 Mikrozensusgesetz zur Beantwor-

tung der angeordneten EG-Fragen verpflichtet.

§ 14 des Mikrozensusgesetzes bestimmﬁ, das8 die fiir den Mikrozensus
geltenden Regelungen entsprechend auf die EG-Arbeitskriaftestichprobe
anzuwenden sind. Dies gilt nicht nur fir die Auskunftspflicht, son-
dern auch fiir die verfahrensrechtlichen (und sonstigen) Vorschriften,
etwa zur schriftlichen Ausfiillung. Daﬁit ist sichergestellt, daf den
Belangen des Datenschutzes in-der EG-Erhebung in gleichem MaSe Rech-
nung’géttagen wird wie im Mik;ozensus. Fiir Ihre Aufgabe bedeutet das,
da8 Sie die EG-Erhebung genauso wie den Mikrozensus durchfilhren.

ANLEGEN EINES ERGAENZUNGSBOGENS

Fir jeden Haushalt der 0,4 $-Auswahlbezirke ist mindestens ein Ergan-

zungsbogen anzulegen.

Als Ordnungsangaben sind der Regierungsbezirk, die Auswahlbezirks-
Nr. sowie die 1fd. Nr. des Haushalts im Auswahlbezirk aus der Ver-

teilungsliste zu iibernehmen.
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VI.2 ERLAUTERUNGEN 2zU DEN- EINZELNEN FRAGEN

Frage-Nr.

Erlauterung

Lfd. Nr. der
Person im
Haushalt

Beruf

6239 Situation

vor Beginn
der Ar-

beitsuche

Frihere
Erwerbs-
tatigkeit

6/18 - 6/20

Aus~- und Fort-

bildung

Achten Sie bitte darauf, daB die Reihenfolge der

Personen mit der im Grundbogen iibereinstimmt.

t.ennen Sie bitte den genauen Beruf, den die Perso-
sen z.%Z. ausiiben, nicht den friiher einmal erlern-
ten.

Beispiele: Bilanzbuchhalter (nicht Angestellter),
Postschaffner {(nicht Beamter), Fliesenleger (nicht
Facharbeiter).

7zivildienstleistende geben die augenblicklich aus-
geiibte T&tigkeit an.

Diese Frage ist nur von arbeitsuchenden oder ar-
beitslosen Personen, also denjenigen, die Frage
2/27, 2/28 oder 2/29 mit "Ja" beantwortet haben,
zu beantworten.

Die Definition "erwerbs- bzw. berufstidtig" ist die
gleiche wie die zu Frage 2/24 erl&uterte.

Personen in Vollzeitausbildung oder -fortbildung
(vor Beginn der Arbeitsuche) sind als Schiller oder
Studenten einzutragen, auch wenn sie nebenbei eine
geringfilgige Tatigkeit auégeﬁbt haben.

Dagegen gelten Auszubildende und Firmenpraktikan-
ten als erwerbs- bzw. berufstidtig.

Diese Frage richtet sich nur an weder erwerbstati-
ge noch arbeitsuchende Personen, d.h. an diejeni-
gen im Alter von 15 bis unter 65 Jahren, die die

Fragen 2/24 bis 2/29 mit "Nein" beantwortet haben.

Diese Fragen sind nur an Personen im Alter von

15 bis unter 50 Jahren zu richten.

Es sind sowohl Aus~ und Fortbildungsmafnahmen zu
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Frage-Nr. Erlduterung
erfassen, die noch andauern, als auch solche, die
in den letzten vier Wochen besucht oder abge-
schlossen wurden.
6 Als sonstige Ausbildung, Fortbildung, Umschulung
Lehrausbildung, ist auch der Besuch einer Hochschule oder einer

sonstige beruf-
liche Ausbildung

Zweck der
Ausbildung

6/21 - 6/d)

Situation ein
Jahr vor der
Erhebung

(6/22 - 6/27)

Wohnungswechsel

(6/28 - 6/a)

Beteiligung am
Erwerbsleben,
Erwerbstdtigkeit
Ende April 1989

berufsbildenden Schule einzutragen.

Als erste berufliche Ausbildung gelten die Lehr-/
Anlernausbildung, der Hochschulbesuch und der Be-
such berufsbildender Schulen, soweit noch keine

andere berufliche Ausbildung erworben wurde.

Mit der Erhebﬁng von Daten iiber die Situation im
Vorjahr kdénnen inzwischen eingetretene Veré&nde-
rungen eindeutig als tatsdchliche Verdnderungen
der Situation der Befragten festgestellt werden.
Daten dieser Art bendtigt die EG fiir Vergleiche
der Entwicklung in den einzelnen L&ndern, insbe-
sondere im Hinblick auf den Arbeitsmarkt und die
ggf. zu ergreifenden MaBnahmen.

Diese Fragen sind nur zu beantworten, wenn der
Wohnsitz Ende April 1989 nicht mit dem gegenwidr-
tigen Wohnsitz libereinstimmt, also Frage 6/21 mit

"Nein" beantwortet wurde.

Vgl. die Erl&duterungen zu den entsprechenden Fra-
gen der Mikrozensus-Erhebungsliste (2/24 - 2/29,
3/b, 3/18).



Frage-Nr. Erlduterung

6/30) Hochster Aus- Diese Frage stellt eine Kombination der im Mikro-
bildungsab- zensus zweijdhrlich erfragten Merkmale "allgemeiner
schluB SchulabschluB” und "beruflicher AusbildungsabschluB”

dar.

Geben Sie hier bitte nur den héchsten AbschluB an;

also die zutreffende hdchste Ziffer.

Um Ihnen die Zuordnung der verschiedenen Abschliisse
zu den einzelnen Antwortkategorien zu erleichtern,
ist auf der Riickseite des Erginzungsbogens eine Uber-
sicht abgedruckt, die die méglichen Kombinationen
schulischer und beruflicher Ausbildungsabschliisse
darstellt.

Liegt kein berufliqher AusbildungsabschluB vor, so

ist nach dem erreichten allgemeihen SchulabschluB

zu unterscheiden:
- ohne Schulabschluf "1"
- mit Volks-, (Haupt~), RealschulabschluB "2"

- mit Fachhochschul-, allgemeiner oder fachgebundener
Hochschulreife "3"

Liegt ein beruflicher Ausbildunésabschluﬁ vor, so ist
der erreichte AbschluB den Kategorien "3" bis "6" zu-

zuordnen:

Bei AbschluB einer Lehr-/Anlernzeit von mindestens 2

Jahren tragen Sie bitte AbschluB einer Lehr-/Anlern-

ausbildung oder eines beruflichen Praktikums ("3")

ein. Als berufliches Praktikum gilt eine mindestens
sechsmonatige praktische Ausbildung, die meist vor
oder widhrend der theoretischen Ausbildung an einer
Fachoberschule, Fachschule, Fachhochschule oder Hoch-
schule auBerhalb dieser Schule absolviert wird, z.B.
Technisches Praktikum. Gleichwertiger Berufsfachschul-
abschluB ist das Abgangszeugnis einer Berufsfachschule



Frage-Nr.

Erlduterung

fiir Berufe, fiir die nur eine.Berufsfachschulausbildung

moglich ist, z.B. Hohere Handelsschule.

Das Studium an Fachhochschulen ("5") fihrt zur Gra-

duierung. Gleichwertig ist hier die Berufsakademie an-
zusehen, auch die fritheren Ausbildungsgdnge én Hdhe-
ren Fachschulen filir Sozialwesen, Sozialpédagogik,
Wirtschaft usw. und an Polytechniken sowie die friihe-
ren Ingenieurschulen.

‘

HochschulabschluB ("5") beinhaltet auch das Studium

an Gesamthochschulen, Fernuniversititen, ‘technischen
Hochschulen und pddagogischen sowie theologischen ’
und Kunsthochschulen. Hat der Befragte dariiber hin-
aus noch eine Promotion erlangt, so ist "6" einzu-

tragen.
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VIl

VII

.1 Gesetz

zur Durchfihrung einer Repradsentativstatistik
iber die Bevolkerung und den Arbeitsmarkt
(Mikrozensusgesetz)

Vom 10. Juni 1985

(BGBl. I S. 955 f)

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrate
das folgende Gesetz beschiossen: .

§1 >
Art und Zweck der Erhebung

(1) Uber die Bevoikerung und cen Arbeitsmarkt wird
in den Jahren 1985 bis 1990 eine Bundesstatistik auf
reprisentativer Grundlage (Mikrozensus) durchgefihrt.

(2) Zweck des Mikrozensus ist es, statistische Anga-
ben in tiefer fachlicher Gliederung Gber die Bevolke-
rungsstruktur, die wirtschaftliche und soziale Lage der
Bevdlkerung und der Familien, den Arbeitsmarkt, die
berufliche Gliederung und Ausbildung der Erwerbsbe-
volkerung sowie die Wohnverhaitnisse bereitzustellen.
Die Ergebnisse sind Grundlage fur politische Entschei-
dungen in Bund und Landern,

§2

Erhebungseinheiten

(1) Erhebungseinheiten sind Personen, Haushalte
und Wohnungen. Sie werden durch mathematische
2ufalisverfahren auf der Grundlage von Flichen oder
vergleichbarer Bezugsgrofien (Auswahlbezirk) ausge-
wahit,

(2) In den Auswahibezirken werden die Erhebungenin
bis zu vier aufeinanderfoigenden Jahren durchgefihrt.
Jahrlich wird mindestens ein Viertel der Auswahibezirke
durch neu in die Auswahl einzubeziehende Auswahl-
bezirke ersetzt.

(3) Einen Haushalt bilden alle Personen, die gemein-
sam wohnen und wirtschaften. Wer allein wirtschatftet,
bildet einen eigenen Haushait. Personen mit mehreren
Wohnungen sind in jeder ausgewdhlten Wohnung einem
Haushalt zuzuordnen.

§3
Merkmale

(1) Der Mikrozensus erhebt Merkmale Uber persdnli-
che und sachliche Verhaitnisse, die zur statistischen
Verwendung bestimmt sind (Erhebungsmerkmale) oder
die, vorbehaltlich der Regelung in § t1 Abs. 4, der
Durchfuhrung der Stichprobe dienen (Hillsmerkmale).

(2) Die Erhebungsmerkmale durfen auf die fur die
maschinelle Weiterverarbeitung bestimmten Datentra-
ger Gbernommen werden. Hiifsmerkmale dirfen nur
getrennt von den Erhebungsmerkmalen auf gesonderte
fir die maschinelle Weiterverarbeitung bestimmte
Datentrager Gbernommen werden, soweit sie nach § 11
Abs. 4 oder § 13 Abs. 5 verwendet werden dirfen.

§4
Ordnungsnummern

Die im Erhebungsverfahren zur Kennzeichnung stati-
stischer Zusammenhinge verwendeten Nummern
(Ordnungsnummern) dirfen auf die fir die maschinelle
Weiterverarbeitung bestimmten Datentrdger Ubemom-
men werden. Diese Nummem dirfen nur Angaten nach
den §§ 5 und 6 uber Gebaude-, Wohnungs- und Haus-
haitszugehdrigkeit enthaiten.

§5
Erhqbungsmevkmale

(1) Folgende Erhebungsmerkmale wercen jahriich
erfragt:

1. Gemeinde; Nutzung der Wohnung als alleinige Woh-
nung, Haupt- oder Nebenwohnung (§ 12 Melde-
rechtsrahmengesetz); Zahl der Haushalte in der
Wohnung und der Personen im Haushalt; Wohnungs-
und Maushaltszugehdrigkeit sowie Familienzusam-
menhang (Zugehdrigkeit der Person zu einer
bestimmten Wohnung und einem bestimmten Haus-
halt; Zugehdrigkeit zu einer bestimmten Familie; Art
der Verwanctschaft; Schwigerschaft der Familien-
mitglieder eines Haushalts); Verdnderung der Haus-
haltsgroBe und -zusammensetzung seit der letzten
Befragung durch Geburt, Tod oder Umzug; Baualters-
gruppe der erstmals in die Erhebung einbezogenen
Wohnungen; Geschlecht; Geburtsjahr und -monat;
Familienstand; EheschlieBungsjahr; Staatsangehd-
rigkeit;

2. Erwerbstatigkeit, Arbeitssuche; Arbeitslosigkeit;
Nichterwerbstatigkeit; Kind im Vorschulalter, Schu-
ler, Student;

a) tir Erwerbstatige:

Regeimadflige cder gelegentliche Tatigkeit; Voll-
zeit- oder Teilzeittatigkeit; Ursachen einschiie-
lich der arbeitsmarktbezogenen Grinde fur Teil-
zeittatigkeit; befristeter oder unbelristeter
Arbeitsvertrag; normalerweise geleistete
wdchentliche Arbeitszeit {nach Stunden und
Tagen) und tatsdchlich in der Berichtswoche
geleistete Arbeitszeit (nach Stunden und Tagen)
sowie arbeitsmarkibezogene Grinde und andere
Ursachen fiir den Unterschied; Stellung im Beruf,
Wirtschaftszweig des Betriebes; fur Personen mit
einer zweiten Erwerbstdtigkeit zusatzlich: Stei-
lung im Beruf, Wirtschattszweig des Betriebes:
normalerweise geleistete wachentliche Arbeits-
zeit {nach Stunden und Tagen) und tatsachlich in
der Berichtswoche geleistete Arbeitszeit (nach
Stunden und Tagen):



b) fir Arbeitslose und Arbeitsuchende:
Bezug von Arbeitslosengeld, -hilte; Art, AnlaB und
Dauer der Arbeitssuche; Art und Umfang der
gesuchten Tatigkeit; Verfigbarkeit fir eine neue
Arbeitssteile; Grinde fur die Nichtverfligbarkeit
(Krankheit, Ausbildung, bestehende Tatigkeit und
andere Umstande),;

¢) far Nichterwerbstatige:

frihere Erwerbstatigkeit; Zeitpunkt sowie arbeits-
marktbezogene und andere Beendigungsgrinde
fur die letzte Tatigkeit; Wirtschaftszweig und Stel-
lung im Beruf der letzten Tatigkeit;

d) fur Kinder im Vorschulalter:

Besuch von Kindergérten;

e) fur Schiler und Studenten:
Art der besuchten Schule oder Hochschule;

. Art des dberwiegenden Lebensunterhalts (Erwerbs-

titigkeit; Arbeitslosengeld, -hilfe; Rente, Pension;
Unterhalt durch Eltern, Ehegatten oder andere; eige-
nes Vermégen, Vermietung, Zinsen, Altenteil; Sozial-
hilfe; sonstige Unterstatzungen); Art der &ffentlichen
Renten, Pensionen untergliedert nach eigener oder
Witwen-, Waisenrente, -pension {Arbeiterrentenver-
sicherung; Knappschaftliche Rentenversicherung;
Angestelltenrentenversicherung; Pension; Kriegs-
opferrente; Unfaliversicherung; Rente aus dem Aus-
land; Ubrige offentliche Rente); Art der sonstigen
ottentlichen und privaten Einkommen (Wohngeld;
Sozialhiife; BAfOG; sonstige Gffentliche Unterstit-
zung; Betriebsrente; Altenteil; eigenes Vermdgen,
Zinsen; Leistungen aus der Lebensversicherung;
Vermietung, Verpachtung; private Unterstitzungen);
Hohe des monatlichen Nettoeinkommens nach Ein-
kommensklassenin einer Staffelung von mindestens
150-Deutsche Mark;

. Zugehdrigkeit zur gesetzlichen Krankenversiche-

rung nach Kassenarten, Zugehdrigkeit zur privaten
Krankenversicherung sowie sonstiger Anspruch auf
Krankenversorgung; Art des Versicherungsverhalt-
nisses; zusatzlicher privater Krankenversicherungs-
schutz; Art des Versicherungsverhaltnisses (pflicht-,
freiwillig versichert) und Zweig der gesetzlichen Ren-
tenversicherung zur Zeit der Erhebung und in den
letzten zwdlf Manaten davor; Zahlung von Beitrdgen
in der gesetzlichen Rentenversicherung seit dem
1. Januar 1924 .

mit einem Auswahlsatz von 1 vom Hundert der Bevdlke-
nung;

5.

Anzahl der Urlaubs- und Erholungsreisen von fanf
und mehr Tagen; Zahl der beteiligten Haushaltsmit-
glieder; Beginn und benutztes Verkehrsmittel; bei

" Auslandsreisen auBerdem: Zielland; bei Inlandsrei-

sen auflerdem: Art; Ziel; Dauer und Unterkunftsart

mit einem Auswahlisatz von 0,1 vom Hundert der Beval-
kerung.

(2) Folgende Erhebungsmerkmale werden ab 1985 im

Abstand von zwei Jahren erfragt:

1.

ausgedbter Beruf in der ersten und zweiten oder in
det letzten Erwerbstitigkeit; Merkmale des ausgeidb-
ten Berufs und des Arbeitsplatzes unter besonderer

n

Berlcksichtigung der Anforderungen des Arbeits-
marktes; Steflung im Betrieb; Berufs- und Betriebs-
wechsel;

. hochster SchulabschluB an  allgemeinbildenden

Schulen; Art, Dauer und AbschiuB der schulischen
und praktischen Berufsausbildung sowie der berufli-
chen Fortbildung und Umschulung; Hochschutab-
schluB nach Art und Hauptfachrichtung;

. bei Auslé&ndern: Aufenthaltsdauer, Zahl und Alter der

im Ausland lebenden Kinder, im Ausland lebender
EFhegatte oder Eltern;

. Art und GrofBle des Gebiudes mit Wohnraum, Nut-

zung der Wohnung als Eigentimer, Hauptmieter oder
Untermieter; E|gentumswohnung, Freizeitwohnung;
Einzugsjahr des Haushalts; Ausstattung der Woh-
nung mit Kuche Kochnische, Bad oder Dusche und
WC; Art der Beheizung und der Heizenergie; Flache
der gesamten Wohnung; Zahl der Rdume mit sechs
und mehr gm und der davon untervermieteten oder
gewerblich genutzten Raume; Baualitersgruppe;
Leerstelen der Wohnung;

bei vermieteten Wohnungen auBerdem:

Hohe der monatlichen Miete und der Nebenkosten;
ErmaBigung oder Wegfall der Miete; Nutzung als
Dienst-, Werks-, Berufs- oder Geschéftsmietwoh-
nung;

bei Nutzung der Wohnung durch den EigentGmer
lauBerdem: ’

Art und Jahr des Erwerbs

mit einem Auswahisatz von 1 vom Hundert der Bevdlke-
rung. :

(3) Folgende Erhebungsmerkmale werden im Ab-

stznd von drei Jahren erfragt:

-1

1. bei Erwerbstatigen sowie Schilem und Studenten:

Gemeinde der Arbeits- oder Ausbildungsstatte:
hauptsachlich benutztes Verkehrsmittel; Entfernung
und Zeitaufwand fir den Weg zur Arbeits- oder Aus-
bildurigsstatte

ab 1985 mit einem Auswahisatz von 1 vom Hundert der
Bevdlkerung;

2. Dauer einer Krankheit oder Unfallvertetzung; Art des

Unfalls; Art und Dauer der Behandlung; Dauer einer
Arbeitsunfahigkeit,; Vorsorge gegen Krankheiten;
Krankheitsrisiken;

3. amtlich anerkannte Behinderteneigenschaft und

Grad der Behinderung

ab 1986 mit einem Auswahlsatz von 0,5 vom Hundert
der Bevdlkerung;

4. At der privaten und bemebllchen Altersvorsorge,

Hahe der Lebensversicherung nach Versicherungs-
summenklassen

ab 1986 mit einem Auswahisatz von 0,25 vom Hundert
der Bevdlkerung.

§6
Hiltsmerkmale
(1) Hilfsmerkmate sind:
Vor- und Familiennamen der Haushaltsmitglieder;

2. Telefonnummer;



3. Strafe,
Gebaude;

4, Vor- und Familienname des Wohnungsinhabe;’s;
5. Name der Arbeitsstitte.

Hausnummer, Lage der Wohnung im

(2) Das Hilfsmerkmal Name der Arbeitsstitte nach
Absatz 1 Nr. 5 darf nur zur Dberpn‘ifung der Zuordnung
der Erwerbstitigen zum Wirtschaftszweig verwendet
werden.

§7
Erhebungsstellen

Erhebungsstellen fir den Mikroszensus sind die sta-
tistischen Amter der Lander.

§8

Interviewer

(1) Fir die Erhebung sollen Interviewer eingesetzt
werden. Sie sind von den Erhebungsstellen auszuwah-
len und zu bestellen.

(2) Die Interviewer diirfen die aus der Interviewertatig-

keit gewonnenen Erkenntnisse Uber Auskunitspflich- .

tige nicht in anderen Verfahren oder fir andere Zwecke
verwenden. Sie sind auf die Wahrung des Statistikge-
heimnisses und zur Geheimhaltung auch solcher
Erkenntnisse uber Auskunttspflichtige schriftlich zu ver-
pflichten, die gelegentlich der Interviewertatigkeit
gewonnen werden. Die Verpflichtung gilt auch nach
Beendigung der Interviewertatigkeit.

(3) Die Interviewer missen die Gewahr fur Zuverlds-
sigkeit und Verschwiegenheit bieten, Sie durfen nicht
eingesetzt werden

1. in der unmittelbaren Nahe ihrer Wohnung (Nachbar-
schaft), '

2. wenn aufgrund ihrer beruflichen Tatigkeit oder aus
anderen Grinden zu besorgen ist, daB Erkenntnisse
aus der Interviewertatigkeit zu Lasten der Auskunfts-
pflichtigen genutzt werden.

(4) Die Interviewer sind verpflichtet, die Anweisungen
der Erhebungsstellen zu befcigen. Bei der Ausibung
ihrer Interviewertatigkeit haben sich dia Interviewer aus-
zuweisen; Wohnungen darfen sie nur mit Zustimmung
eines VerlGgungsberechtigten betreten.

(5) Die Interviewer sind berechtigt, in die Erhebungs-
vordrucke, soweit sia Voraussetzung fir die ordnungs-
gemaBe Durchfihrung der Intesviewertatigkeit sind, die
.Angaben Uber die Zahl der Haushalte in der Wohnung
und der Personen im Haushalt, das Leerstehen der
Wohnung, den Vor- und Familiennamen des angetroffe-
nen Auskunftspflichtigen (§ 6 Abs. 1 Nr. 1) sowie die
Hilttsmerkmale nach § 6 Abs. 1 Nr. 3 selbst einzutragen.
Dies gilt auch fir weitere Eintragungen in die Erhe-
bungsvordrucke, wenn und soweit die Auskunftspflich-
tigen einverstanden sind.

(8) Dia Interviewer sind Gber ihre Rechte und Pfiichten
zu belehren. ’
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§9
Auskunftspflicht

(1) Auskunftspflichtig sind
. zu den Merkmalen nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 bis 4, Abs. 2
Nr. 1 bis 3 und Abs. 3 Nr. 1, 3 und 4 sowie nach § 6
Abs. 1 Nr. 1,3 und 5 alle Volljahrigen oder einen eige-
nen Haushait fihrenden Minderjahrigen, auch Hir
minderjihrige Haushaltsmitglieder. Far wvolljahrige
Haushaltsmitglieder, die wegen einer Behinderung
selbst nicht Auskuntt geben kdnnen, ist jedes andere
auskunftspflichtige Haushaltsmitglied auskunfts-
pflichtig. In Gemeinschafts- und Anstaltsunterkinf-
ten ist far Personen, die wegen einer Behinderung
oder wegen Minderjahrigkeit selbst nicht Auskunft
geben kdnnen, der Leiter der Einfichtung auskunfts-
ptlichtig. Die Auskunftspflicht far Dritte erstreckt sich
auf die Sachverhalte, die dem Auskunftsoflichtigen
bekannt sind. Sie entfalit, wenn die Auskinfle durch
eine Vertrauensperson erteilt werden;
2. zu den Merkmalen nach § 5 Abs. 2 Nr. 4 und § 6
Abs. 1 Nr. 4 die Wohnungsinhaber, ersatzweise die
nach Nr. 1 Auskunftspflichtigen.

-

(2} Personen mit mehreren Wohnungen sind fir jede
ausgewdhite Wohnung auskunftspflichtig nach Ab-
satz 1 Nr. 1 und 2.

{3) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen die
Aufforderung zur Auskunftserteilung nach Absitzen 1
und 2 haben keine aufschiebende Wirkung.

(4) Die Auskinfte Uber das Merkmal EheschlieBungs-
jahrin § 5 Abs. 1 Nr. 1 sowie die Merkmale nach § 5
Abs. 1 Nr. 5, Abs. 3 Nr. 2 und § 6 Abs. 1 Nr. 2 sind frei-
willig. )

§10
Erhebungsvordrucke

(1) Die Erhebungsvordrucke kdnnen maschinenles-
bar gestaltet werden. Sie dirfen keine Fragen (ber per-
sonliche oder sachliche Verhiltnisse enthalten, die Gber
die Merkmaie rnach den §§ 5 und 6 hinausgehen. Den
Inhalt der Fragen zu den Erhebungsmerkmalen nach § 5
legt die Bundesregierung durch Rechtsverordnung mit
Zustimmung des Bundesrales fest.

(2) Die in den Erhebungsvordrucken enthaltenen Fra-
gen kénnen mandlich gegeniber dem Interviewer oder
schriftlich beantwortet werden,

'(3) Der Auskunftspflichtige kann die in den Erhe-
bungsvordrucken enthaltenen Fragen gemeinsam mit
anderen Haushaitsmitgliedemn oder far sich “aliein auf
einem eigenen Bogen beantworten.

(4) Bei schriftlicher Auskunitserteilung sind die aus-
gefiliten Erhebungsvordrucke

a) unverziglich dem Interviewer auszuhandigen oder in
verschlossenem Umschlag zu Gbergeben oder

b) innerhalib einer Woche bei der Erhebungsstelle abzu-
geben oder dorthin auf Kosten des Auskunftspflich-
tigen zu Gbersenden.

Bei Abgabe in verschlossenem Umschlag sind Vor- und
Familienname, Gemeinde, StraBe und Hausnummer auf
dem Umschlag anzugeben. Bei Abgabe von Erhebungs-
vordrucken fir mehrere Personen eines Haushalts in



vgrsch!ossenem Umschiag gentgen auf dem Umschiag
die Angaben eines auskunftspflichtigen Haushaltsmit-
gliedes.

(5) Zur ordnungsgemaBen Durchfihrung der Inter-
viewertatigkeit sind die Angaben nach § 8 Abs. 5 Satz 1
auf Verlangen des Interviewers mandlich, die Vor- und
Familiennamen der Ubrigen Haushaltsmitglieder (§ 6
Abs. 1 Nr. 1) sowie der Vor- und Familienname des
Wohnungsinhabers (§ 6 Abs. 1 Nr. 4) mindlich oder ent-
sprechend Absatz 4 schnttlich mitzuteilen.

§11

Trennung und Léschung

(1) Die Hiltsmerkmale nach § 6 sind vor der Uber-
nahme der Erhebungsmerkmale auf die f0r die maschi-
nelle Weiterverarbeitung bestimmten Datentrdger von
diesen zu trennen und gesondert aufzubewahren.

(2) Die Erhebungsvordrucke einschlielich der Hilfs-
merkmale sind spatestens vier Jahre nach Durchfih-
rung des jihdichen Mikrozensus zu vernichten.

(3j Die Ordnungsnummern sind mit Ausnahme der
Nummer des Auswahlbezirkes zu l6schen, sobald die
Zusammenhange zwischen Personen und Haushalt
sowie Haushalt und Wohnung durch Nummern, die
einen Rickgrff auf die Hiltsmerkmale und Ordnungs-
nummern ausschiieBen, festgehalten worden sind. Die
Nummer des Auswahlbezirks ist nach AbschiuB der Auf-
bereitung der letzten Erhebung nach § 2 Abs. 2 zu
I1dschen.

(4) Vor- und Familienname sowie Gemeinde, Strafe,
Hausnummer der befragten ‘Personen durfen fur die
Durchitihrung von Folgebefragungen nach § 2 Abs. 2
verwendet werden. Sie durfen auch als Grundlage fur
die Gewinnung geeigneter Haushalte zur Ourchflhrung
der Statistik der Wirtschaftsrechnungen privater Haus-
halte herangezogen werden.

§12
Unterrichtung

Die Auskunftspflichfigen sind schriftlich zu unterrich-
ten Ober

. Zweck, Art und Umfang der Erhebung (§ 1),

2. Erhebungs- und Hilfsmerkmale (§ 3 Abs. 1),

3. die statistische Geheimhaltung, '

4. die Auskunftspflicht und die verschiedenen Méglich-
keiten, ihr zu entsprechen (§ 9 Abs. 1 und 2, § 10)
und die Freiwilligkeit der Auskunftserteilung (§ 9
Abs. 4},

5. den AusschluB der aufschiebenden Wirkung von

Widerspruch und Anfechtungsklage gegen die Auf-
forderung zur Auskunftserteilung {§ 9 Abs. 3),

6. Trennung und Laschung (§ 11) und

. Rechte und Pflichten der Interviewer (§§ 8, 10
Abs. 5).
§13

Testerhebungen mit freiwilliger Auskunftserteilung

(1) Zur Prifung, ob in kanftigen Mikrozensuserhebun-
gen ganz oder teilweise auf die Auskunftspflicht ver-
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zichtet werden kann, werden zusatzlich in cen Jahren
1985 bis 1987 Testerhebungen mit freiwilliger Aus-
kunftserteilung im Rahmen der Erhebungsmerkmale
des § 5 mit einem Auswahisatz bis zu 0,25 vom Hundent
der Bevdlkerung durchgefihrt.

(2) Den Testerhebungen sind alternative Verfahren
zugrunde zu legen. Hierbei dirfen Gber die Hilfsmerk-
male nach § 6 hinaus weitere nicht personenbezogene
Merkmale erfaBt werden, die der Durchfihrung der
Testerhebungen einschlieBlich ihrer methodischen
Auswertung dienen.

(3) Bei der Festlegung der alternativen Verfahren
nach Absatz 2 und der methodischen Auswertung der
Testerhebungen wirkt ein wissenschaftlicher Beirat mit.
Der Beirat setzt sich zusammen aus zwei Hochschul-
lehrern auf dem Gebiet der Statistik und zwei Vertretern
der Sozialforschung. Der Beirat wird vom Bundesmini-
ster des Innem auf Vorschlag des Vorstandes der Deut-
schen Statistischen Gesellschaft berufen. Die Tatigkeit
im Beirat ist ehrenamttich.

(4) Far die DurchfGhrung der Testerhebungen ein-
schlieBlich ihrer methodischen Auswertungen (bermit-
teln die Meldebehdrden den Erhebungsstellen auf Ver-
langen die Daten der Einwohner, die in den auf der
Grundlage der Zufallsverfahren nach § 2 Abs. 1 Satz 2
ausgewahlten Gebauden wohnen:

1. Vor- und Familienname,
2. Tag der Geburt,

. Geschlecht,

. Staatsangehdrigkeit,

. Familienstand.

(5) Die Merkmale nach den Abséatzen 1, 2 und 4 sowie
die bei den Testerhebungen zur Kennzeichnung statisti-
scher Zusammenhange verwendeten Nummern (Ord-
nungsnummern) ddrfen mit Ausnahme der Daten nach
Absatz 4 Nr. 1 und Hilfsmerkmale nach § 6 aut die fir die
maschinelle Weiterverarbeitung bestimmten Datentra-
ger Ubermommen werden. Die Ordnungsnummern ein-
schlieBlich der Nummer des Auswahlbezirks und die
Merkmale nach Absatz 2 Satz 2 sind, soweit sie einen
Rockgriff aut die Hilfsmerkmale ermdglichen, spate-
stens am 31. Dezember 1980 zu ldschen.

[50S4 ]

() Die Daten nach Absatz 4 Nr. 1 und Hilfsmerkmale
nach § 6 sind gesondert aufzubewahren. Die Daten und
Hilfsmerkmale sowie die Erhebungsvordrucke sind spa-
testens zwei Jahre nach Aufbereitung der letzten Erhe-
bung nach Absatz 1 zu vemichten.

(7) Zu unterrichten ist Gber Zweck, Art und Umfang
der Testerhebung, dia statistische Geheimhaltung
sowie Uber die Ldschung und Vernichtung nach den

. Absatzen 5 und 6.

(8) Ergebnisse der Testerhebungen, nach denen ganz
oder teilweise auf die Auskunftspflicht verzichtet wer-
den kann, sind unverziiglich zu bertcksichtigen. Die
Bundesregierung wird ermachtigt, durch Rechtsverord-
nung mit Zustimmung des Bundesrates, unbeschadet
der Geltung dieses Gesetzes, die Merkmale nach § 9
Abs. 4 zu erweitern, fGr die die Auskinfte freiwillig sind.



§14

Stichprobenerhebungen Giber Arbeitskrifte
in den Europdischen Gemeinschaften

(1) Die §§ 2 bis 12 und 15 finden entsprechende
Anwendung auf die durch unmittelbar geltende Rechts-
akte der Europdischen Gemeinschaften angeordneten
Stichprobenerhebungen iber Arbeitskrifte, soweit die
Merkmale dieses Gesetzes mit den Merkmalen der
Stichprobenerhebungen Gbereinstimmen und sich aus
den Rechtsakten der Europdischen Gemeinschaften
nichts anderes ergibt. Die Merkmale in der Fassung des
Artikels 4 der Verordnung {EWG) Nr. 3530/84 des
Rates vom 13. Dezember 1984 zur Durchfihrung einer
Stichprobenerhebung dber Arbeitskrafte im Frihjahr
1985 (Amtsbl. der EG Nr. L 330/1) sind auch insoweit,
als sie Uber die Merkmale dieses Gesetzes hinausge-
hen, den Merkmalen nach § § Abs. 1 gleichgestelit.

(2) Soweit Merkmale der Stichprobenerhebungen
Ober Arbeitskrafte die Merkmale nach Absatz 1 dber-
schreiten, sind die Auskinfte freiwillig. Die §§-2 bis 12
und 15 finden mit Ausnahme der Varschriften Ober die
Auskunftserteilung entsprechende Anwendung.

(3) Die Erhebungen nach diesem Gesetz und die
Stichprobenerhebungen nach den Absédtzen 1 und 2
kdnnen bei den ausgewahlten Haushalten und Perso-
nen zur gleichen Zeit mit gemeinsamen, sich erganzen-
den Erhebungsunteriagen durchgefunrt und gemeinsam
ausgewertet werden.

§15
Verbot der Reidentifizierung

(1) Die auf Grund dieses Gesetzes erhobenen Merk-
male dienen ausschlielich statistischen Zwecken.

(2) Eine ZusammenfGhrung von Merkmalen nach
Absatz 1 oder von solchen Merkmalen mit Daten aus
anderen statistischen Erhebungen zum Zweck der Her-
stellung eines Personenbezugs auBerhalb der statisti-
schen Aufgabenstellung dieses Gesetzes ist untersagt.

§16
Stratvorschrift

Wer entgegen § 15 Abs. 2, auch in Verbindung mit
§ 14 Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 2 Satz 2, Merkmale oder
Daten zusammentihrt, sobald die Merkmale nach § 15
Abs. 1 auf fiir maschinelle Weiterverarbeitung be-
stimmte Datentrager ubernommen worden sind, wird mit
Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrate
bestraft.

§17
Berlin-Klausel

Dieses Gesetz gilt nach Maf3gabe des § 13 Abs. 1 des
Dritten Uberleitungsgesetzes auch im Land Berlin.
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes
erlassen werden, geiten im Land Berlin nach § 14 des
Dritten Uberleitungsgesetzes.

§18
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkuindung in
Kraft. Gleichzeitig tritt das Gesetz Gber die Durchfuh-
rung einer Reprisentativstatistik der Bevélkerung und
des Erwerbslebens vom 21. Februar 1983 (BGS8I.
S. 201) aufler Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und
wird im Bundesgesetzblatt verkundet.

Bonn, den 10. Juni 1985

Der Bundesprasident
. Weizsacker

Der Bundeskanzler
Or. Helmut Koh!

Der Bundesminister des innern
Dr. Zimmermann
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(Mikrozensusverordnung)

Vom 14, Juni 1985
. (BGB1. I S. 967f)
Aut Grund des § 10 Abs. 1 Satz 3 des Mikrozensus-
gesetzes vom 10. Juni 1985 (BGBI. | S. 955) verordnet
die Bundesregierung mit Zustimmung des Bundesrates:

§1

Zu den Erhebungsmerkmalen.nach § 5 Abs. 1, 2 und
3 des Mikrozensusgesetzes wird der Inhait der Fragen

wie folgt festgelegt:

1 Zu § S Abs. 1 Nr. 1

1.1 Gemeindename;

1.2 Hauptwohnung; Vorbandensein einer 'weiteren
Wohnung in der Bundesrepublik Deutschiand
einschiieBlich Berlin (West);

1.3 Zahi der Haushalte in der Wohnung;

1.4 Zahl déf Personen im Haushalt;

1.5  Angabe der Zugehdrigkeit der Person zur ausge-
wihiten Wohnung;

1.8  Angabe der Zugehdrigkeit der Person zum aus-
gewahiten Haushalt;

1.7 mit der ersten Person in der Erhebungsliste (bzw.
dessen Ehegatte) verwandt oder verschwigert:
Ehegatte; (Schwieger-) Sohn/-Tochter; Enkel,
Urenkel; Vater, Mutter; GroBvater, mutter; son-
stige verwandte oder verschwigerte Person;
nicht verwandt oder verschwagert;

1.8 Verdnderung des Haushaits seit der letzien
Befragung durch:

Geburt; Zuzug; Tod; Fortzug;

1.9 Baualtersgruppe der Wohnung (soweit erstmais
in die Erhebung einbezogen):

~ vor 1972; 1972 oder apater;

1.10 Geschiecht:
mannlich; weiblich;

1.11 Geburtsjahr,

1.12 Geburtsmonat:

Januar-Mai; Juni-Dezember;

1.13 Familienstand: )
ledig; verheiratet; verwitwet; geschieden;

1.14 EheschlieBungsijahr der jetzigen bzw. letzten Ehe;

1.15 Staatsangehdrigkeit (Land):

Deutsch; Algerien; Beigien. Danemark; Frank-
reich; Griecheniand; GroBbritannien und Nordir-
land; Idand (Rep.); ftalien; Jugoslawien; Luxem-

burg; Marokko; Niedertande: Norwegen; Oster-
reich; Polen; Portugal; Schweden; Schweiz;
Spanien; Tschechoslowakei; Tirkei: Tunesien;
Ungarn; Vereinigte Staaten von Amerika (USA),
(briges Ausland (einschliellich sonstige briti-
sche Staatsangehdrigkeit); staatenlos.

2u§ 5 Abs. 1 Nr. 2

Erwerbs- oder Berufstitigkeit in der Berichts-
woche:

regeimafig; gelegentlich; nicht erwerbs- oder
berufstatig;

Fir Erwerbstatige:
a) Tatigkeit: Vollzeit; Teilzeit;
b) Grinde fir Teilzeittatigkeit:

Schulausbildung oder sonstige Aus- und Fort-
bildung; Krankheit, Unfallfoigen; Volizeittatig-
keit nicht zu finden; Volizeittatigkeit nicht
gewdnscht; sonstiges;

¢) Arbeitsvertrag: befristet; nicht befristet;

d) 2ahl der normalerweise je Woche geleisteten
Arbeitsstunden und -tage;

@) 2ah! der tatsdchlich geleisteten Arbeitsstun-
den und -tage in der Berichtswoche;

) Grund fur den Unterschied zwischen tatsach-
lich und normalerweise geleisteter Arbeitszeit:

Krankheit, Kur, Heilstittenbehandlung; Ar-
beitsschutzbestimmungen, auch Mutter-
schaft; Urlaub, Dienstbefreiung; Arbeitsstrei-
tigkeiten; Schiechtwetteriage; Kurzarbeit;
Aufnahme einer Tétigkeit in der Berichtswo-
che; Beendigung einer Tatigkeit in der Be-
richtswoche; Arbeitsstunden zu anderen Ter-
minen geleistet (auch gleitende Arbeitszeit);
Teilnahme an Schulausbildung, Aus- und
Fortbildung auBerhalb des Betriebes; Feier-
tag; sonstige Grinde bei geringerer Arbeits-
zeit: Ausgleich fir 2u wenig geleistete Arbeits-
stunden zu anderen Terminen (auch gleitende
Arbeitszeit); Uberstunden; sonstige Grinde
bei hoherer Arbeitszeit;

Stellung im Beruf:

Selbstandiger ohne Beschaftigte; Selbstandi-
ger mit Beschitftigten; mitheifender Familien-
angehdriger; Mithelfender in einem vom Haus-
halt selbstbewirtschafteten landwirtschaftli-
chen Betrieb; Beamter, Richter; Angestellter,
Arbeiter, Heimarbeiter; kautm./techn. Auszu-
bildender; gewerblich Auszubildender: Zeit-/
Berufssoidat (einschlieBlich BGS und Bereit-
schaftspolizei); Grundwehr- und Zivildienstlei-
stender;

h) Wirtschaftszweig des Betriebes, der Firma
usw.;

=



2.1.2 For Personen mit ainer zweiten Erwerbstatigkeit
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zusétzlich Angaben zur zweiten Erwerbstatigkait:
a) Stellung im Beruf:

Selbstandiger chne Baschaﬁtgte. Selbstandi-
ger mit Beschaftigten; mitheifender Familien-
angehériger; Beamter, Richter; Angesteliter;
Arbeiter, Heimarbaeiter; kaufm./techn. Auszu-
bildender, gewerblich Auszubildender, Zeit-/
Berufssoldat (einschlielich BGS und Berasit-
schaftspolizei),

Wirtschaftszweig des Betnebes.
usSw.;

b der Firma

c) Zahl der normalerweise j@ Woche geleisteten
Arbeitsstunden und -tage;

d} Zahi der tatsichlich geleisteten Arbeitsstun-
den und -tags in der Berichtswoche;

Fur Arbeitslose und Arbeitssuchende:
a) Bezug von Arbeitslosengeld/-hilte:

arbeitslos mit Arbeitslosengsld/-hilfe; arbeits-
los ohne Arbeitslosengeld/-hilfe; nicht
arbeitslos;

Arbeitgsuche als Nichterwerbstatiger:

nach Entlassung; eigener Kindigung, freiwilli-
ger Unterbrechung; Ubergang in den Ruhe-
stand; sonstiges; nicht arbeitssuchend;

Arbeitssuche als Erwerbstatiger:

wegen bevorstehenden Veriusts oder Beendi-
gung der gegenwartigen Tatigkeit; 2. Z. nur
Ubergangstatigkeit; Suche nach 2. Tatigkeit;
bessere Arbeitsbedingungen gesucht; sonsti-
ges: nicht arbeitssuchend; .

Arbeitssuche (z. Z bzw. in den letzten vier
Wochen) durch:

Arbeitsamt; private Vermittlung; Aufgabe von
Inseraten; Bewerbung auf Inserate; direkte
Bewerbung; persdnliche Verbindung; sonsti-
ges; Suche noch nicht aufgenommen; Suche
abgeschiossen (Arbeitsaufnahme in Kirze);

Arbeitssuche seit:

weniger ala 1 Monat; 1 bis unter 3 Monaten;
3 bis unter 6 Monaten; 'z bis unter 1 Jahr;

b

c)

d)

1 bis unter 12 Jahren; 1Y bia umer 2 Jahren;

2 und mehr Jahren;

o) Art der gesuchten Tatigkeit:
Tatigkeit als Selbstandiger;
Téatigkeit als Arbeitnehmer:

nur Volizeittatigkeit; nur Teilzeittatigkeit; Voll-
Zeittatigkeit gegebenentalls Teilzeittdtigkeit;
Teilzeittatigkeit gegebenentalls Vollzeittatig-
keit, sonstiges; )

f) verfugbar fir eine neue Tatigkeit innerhalb von
zwel Wochen:

verfigbar,
nicht verfigbar wegen:

Krankheit; Ausbildung; noch bestehender
Titigkgit: sonsgtiges,;
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2.1.4 Fir Nichterwerbstatige:
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a) Friihere Erwerbstatigkeit:

erwerbstatig gewesen; noch nie erwerbstitig
gewesen;

Beendigung der friheran Erwerbstitigkeit vor:

weniger als 1 Monat; 1 big unter 3 Monaten; 3
bis unter 6 Monaten; ' bis unter 1 Jahr; 1 bis
unter 1%z Jahren; 1 bis unter 2 Jahren; 2 bis
unter 3 Jahren; 3 und mehr Jahren;

bei Beendigung einer friheren Tatigkeit in den
letzten drei Jahren:

wichtigster Grund fir die Beendigung der letz-
ten Tatigkeit:

Entlassung; befristeter Arbeitsvertrag; Kandi-
gung;, Ruhestand vorzeitig nach Vorruhe-
standsregelung oder Arbeitslosigkeit. Ruhe-
stand aus gesundheitlichen Grinden; Ruhe-
stand aus Alters- und sonstigen Grinden;
Wehr-/Zivildienst; persdnliche Grinde (auch
Studium). sonstiges;

d) Wirtschaftszweig der letzten Tatigkeit;
o) Stellung im Beruf der letzten Tatigkeit:

Selbstandiger ohne Beschaftigte; Seibstandi-
ger mit Beschattigten; mithelfender Familien-
angehdriger; Beamter, Richter; Angestellter;
Arbeiter, Heimarbeiter; kaufm.-/techn. Aus-
zubildender. gewerblich  Auszubildender;
Zeit-/Berufssoldat (einschiieBlich BGS und
Bereitschaftspolizei); Grundwehr- und Zivil-
dienstleistender;

b

¢)

Fir Kinder im Vorschulalter und #ar Schiler und
Studenten:

Besuch von:
Kindergarten/-hort; Grund-, Haupt-, Volksschule;
Real-/Berufsaufbauschuie; Gymnasium/Fach-

oberschule; integrierte Gesamtschule; Berufs-
fachschule, Berufsgrundbildungs-, Berufsvorbe-

reitungsjahr; Fachschule; Fachhochschule;
Hochschule; Berufsschule.

Zu§ S Abs. 1 Nr. 3

Uberwiegender Lebensunterhalt:
Erwerbs-/Berufstitigkeit; Arbeitsiosengeld/

-hilfe; Rente, Pension; Unterhalt durch Eltern,
' Ehegatte oder andere Angehdrige; eigenes Ver-

mdgen, Vermietung, Zinsen, Altenteil; Sozialhiife;

sonstige Unterstutzungen (z. B. BAfYG);

Art der dffentlichen Rents, Pension, u. A.:

erste und ggt. zweite eigene (Versicherten-)
Rente, Pension u. &.:

Arbeiterrentenversicherung,  Knappschaftliche
Rentenversicherung;  Angestelitenrentenversi-
cherung; offentliche Pension; Kriegsopferrenta;
Unfallversicherung; Rente aus dem Ausiand;
Gbrige dffentiiche Rente;



3.2.2 erste und ggl. zweitea Witwen-, Waisenrents,

33

34

4.2

43

-pension u. 4.

Arbeiterrentenversicherung; Knappschattliche
Rentenversicherung;  Angestelltenrentenversi-
cherung; déftentliche Pension; Kriegsoplerrente;
Unfallversicherung; Rente aus dem Ausland;
ubrige étfentliche Rente;

Art der sonstigen dffentlichen und privaten Ein-
kommen:

Wohngeld; Sozialhiife; BAfOG; sonstige d¢ffentli-
che Unterstutzungen; Betriebsrente; Altenteil;
eigenes Vermagen, Zinsen; Leistungen aus der
Lebensversicherung; Vermietung, Verpachtung;
private Unterstitzungen;

Hdhe des monatlichen Nettoeinkommens:

unter 300,- DM; 300,- bis unter 450,- OM; 450.-
bis unter 600-0M; 600~ bis unter 800~ DM;
800~ bis unter 1 000-DM; 1000, bis unter

1200.-OM; 1200~ bis unter 1400,-0M:
1 400,- bis unter 1 600~ OM; 1 800,- bis unter
1800~-0DM; 1800~ bis unter 2000,-0M;

2 000, bis unter 2 200,- DM; 2 200,- bis unter
2500~0M; 2500- bis unter 3000-0DM;
3 000,- bis unter 3 500~ DM; 3 500,~ bis unter
4000-0M; 4000- bis unter 4500-0M;
4 500,- bis unter 5 000,- DM; 5 000,- und mehr
DM, alle mithelfenden Familienangehdrigen bzw,
selbstandiger Landwirt; kein Einkommen.

Zu § S Abs. 1 Nr. 4

Krankenversicherung, -versorgung:

Ortskrankenkasse; Betrigbskrankenkasse (ein-
schiiellich der der Deutschen Bundesbahn, der
Deutschen Bundespost und des Bundesver-
kehrsministeriums), See-Krankenkasse, In-
nungskrankenkasse; Bundesknappschaft, Er-
satzkasse; Landwirtschaftliche Krankenkasse;
auslandische Krankenkasse und Sozialversiche~
rung Berlin (Ost); private Krankenversicherung;
Anspruch auf Krankenversorgung als Sozialhil-
feempfanger, als Kriegsschadenrentner oder
Emptanger von Unterhaltshilfe aus dem Lasten-
ausgleich, freie Heiltirsorge der Polizei, Bundes-
wehr und Zivildienstleistenden;

Versicherungsverhilitnis:
selbstversichert:

pflichtversichert; freiwillig versichert; als Rentner
versichert; Anspruch auf Krankenversorgung als
Sozialhilfeemptanger, als Kriegsschadenrentner
oder Emptinger von Unterhaltshilfe aus dem
Lastenausgleich; Heilliirsorge der Polizei, Bun-
d hr und Zivildienstleist:

mitversichert bei:

A
aen;

. Pflichtversichertem; freiwillig Versichertem; als

Rentner Versichertem;

2usdtzlicher privater Krankenversicherungs-
schutz:

vorhanden; nicht vorhanden;
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443

444

5.2
53

54

55
58
58.1

gesetzliche Rentenversicherung:

in der Berichtswoche pfiichtversichert:

in der Arbeiterrentenversicherung; in der Knapp-
schaftlichen Rentenversicherung; in der Ange-

stelltenrentenversichéerung; in der Berichtswoche
nicht pflichtversichert;

in den letzten 12 Monaten vor der Berichtswoche
ptiichtversichert:

in der Arbeiterrentenversicherung; in der Knapp-
schaftlichen Rentenversicherung; in der Ange-
stelltenrentenversicherung; in den letzten 12
Monaten vor der Berichtswoche nicht pflichtver-
sichert;

in den letzten 12 Monaten vor der Berichtswoche
freiwillig versichert; ’

in der Arbeiterrentenversicherung; in der Knapp-
schaftlichen Rentenversicherung; in der Ange-
stelltenrentenversicherung; in den letzten 12
Monaten vor der Berichtswoche nicht freiwillig
versichert;

sonstige Zahlung von Beitragen seit dem
1. Januar 1924;

in der Arbeiterrentenversicherung; in der Knapp-
schaftlichen Rentenversicherung; in der Ange-
stelitenrentenversicherung; in der Handwerker-
Versicherung; keine sonstige Beitragszahiungen.

Zu§ 5 ADbs. 1 Nr. 8

Uraubs- und Erholungsreisen von fanf und mehr
Tagen:

Urlaubs- und Erholungsreisen im Berichtsjahr
gereist; nicht gereist; keine Auskunft erteilt; Zahi
der Urlaubs- und Erhalungsreisen;

je Reise:

Zaht der beteiligten Haushaltsmitglieder;

Monat des Reiseantritts;

fir Reiseantritt in den Kalendermonaten Juni bis
September:

Angabe des Wachenabschnitts:

Montag bis Donnerstag; Freitag bis Sonntag; Rei-
seantritt in der Kalenderwoche des Schuiferien-
beginns; nicht in der Kalenderwoche des Schul-
ferienbeginns;

Uberwiegend benutztes Verkehrsmittel:
Eisenbahn; Bus; Pkw (eigen und fremd); Flug-
z6uqQ; sonstiges;

bei Auslandsreisen zusétzlich: Zielland;

bei Inlandsreisen:

Art der Reise:

Pauschal« oder Gesellschattsreise (durch Reise-
veranstaiter); Kur oder Verschickung; Verwand-
ten- oder Bekanntenbesuch; sonstige Reise
(nicht durch Reiseveranstaiter);



5.6.2
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5.6.4
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vorwiegendes Reiseziel:
Angavoe des Bundeslandes; DOR. 8erlin (Ost):

Reisegebiet:

Norcsee; Ostsee; Luneburger Heice; Harz; Teuto-
burger Wald; Weserbergland; Rhetn von Bonn bis
Ricesheim; Mosel: Eifel/Hunsrick. Sieger-
lang/Bergisches  Land; Kurhessen  Wal-
deck/Sauertand; Taunus/Westerwaid, Spes-
sart/Rhon; Odenwald/Bergstraide/Taubergrund;
Schwarzwald: Schwabische Aib. Bodensee; Vor-
alpen; Alpen; Frankische Schweiz/Frinkischer
Jura/Steigerwald; Bayerischer Wald/QOberptalzer
Wald/Frankenwald/Fichteigebirge; ubnge Reise-
gebiete;

Dauer cer Reise:

S bis 7 Tage; 8 bis 14 Tage; 15 bis 21 Tage; 22
bis 28 Tage; 29 und meir Tage;

uberwiegend benutzte Unterkunftsart:

Hotel, Gasthof, Fremdenheim, Pension; Heil-
stitte, Sanatorium: Ferien- und Erhotungsheim;
Privatquartier gegen Entgeit (aufler auf Bavern-
hof); Privatauartier gegen Entgeit (auf Bauern-
hof); Privatquartier ohne Entgeit; Ferienhaus.
Bungalow. Appartement; Campingplatz: sonstige
Unterkuntt.

§2

Diese Verorcnung git nach § 14 des Dntten Uberlei~
tungsgesetzes in Yerbindung mit § 16 des Mikrozen-
" susgesetzes auch im Land 8erhin.

§3

Diese Veroranung tritt am Tage nach cer Verkundung
n Kraft.

Bonn, gen 14, Juni 1985

Oer Bundeskanzier
Or. Helmut Kont

Der Bundesminister des Innern
Cr.Zimmermann



VII.3 Erste Verordnung
2ur Anderung der Mikrozensusverordnung

Vom 21. April 1986

(3331. I 5. 43%)

Auf Grund des § 10 Abs. 1 Satz 3 des Mikrozensusgesetzes vom 10. Juni
1985 (BGBI. | S. 955) verordnet die Bundesregierung mit Zustimmung des
Bundesrates:

§1

§ 1 der Mikrozensusverordnung vom 14 Juni 1985 (BGBI. | S. 967) wird wie
folgt gedandert:

1. In Nummer 1.12 werden die Worte .. Januar-Mar;. Juni-Dezember.”" durch
die Worte , Januar-Apnil; Mai-Dezember.” ersetzt.

2. In Nummer 11.6 wird der Punkt am Ende durch ein Semikolon ersetzt, und
es wird folgende Nummer 1 1.7 engefugt:

.11.7 Vorsorge gegen Krankheiten:
a) Teilnahme an einer Schiuckimpfung gegen Kindertdhmung
(Poliomyelitis):
tedgenommen: micht tellgenommen; nicht bekannt;
b} Jahr der letzten Schluckimpfung:
Jahreszahl (letzte zwe:r Stellen) eintragen.”

§2
Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dntten Uberieitungsgesetzes in Ver-
bindung mit § 17 des Mikrozensusgesetzes auch im Land Berlin.

§3
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkindung in Kraft.

Bonn, den 21. April 1986

Der Bundeskanzler
Dr. Helmut Kohl

Der Bundesminister
fGr Jugend, Familie und Gesundheit
Rita Sissmuth
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VII .4 2Zweite Verordnung zur
Anderung der Mikrozensusverordnung
vom 28.Febr.1989
BGB1, I S. 342

Fir § 1 auf Grund des § 10 Abs. 1 Satz 3 Mikrozensusgesetz vom 10. Juni
1985 (BGB1. I S. 955) und fur § 2 auf Grund des § 5 Abs. 4 Bundesstati-
stikgesetz vom 22. Januar 1987 (BGB1. I S. 462, 565) verordnet die Bun-
desregierung: )

§1

§ 1 der Mikrozensusverordnung vom 14. Juni 1985 (BGB1. 1 S. 967), gedndert
durch die Erste Verordnung zur Anderung der Mikrozensusverordnung vom
21. April 1986 (BGB1. 1 S. 436), wird wie folgt gedndert:

1. Als neue Nummer 6.4 wird eingefligt:

“6.4 Merkmale des Arbeitsplatzes

a)

b)

c)

d)
e)

f)

Schichtarbeit:

stindig; regelmdBig; gelegentliich;

Art der Schichtarbeit: Friihschicht, Spitschicht, Nachtschicht, Tag-
schicht, sonstige Schichteinteilung; regelméBig; gelegentlich;
Nachtarbeit (zwischen 22.00 Uhr und 6.00 Uhr):

stindig; regelmdBig; gelegentlich; '

Zahl der bei Nachtarbeit geleisteten Arbeitsstunden je Nacht;
Samstagsarbeit:

stindig; regelmaBig; gelegentiich;

Sonn- und Feiertagsarbeit:

stindig; regeimdBig; gelegentlich.®

2. die bisherigen Nummern 6.4 bis 6.6 werden Nummern 6.5 bis 6.7.
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3. In Nummer 11.7 erhalten die Buchstaben a und b folgende Fassung:

"a) Verwendung von jodiertem Speisesalz im Haushalt:
ja; nein; nicht bekannt;

b) wenn nein oder nicht bekannt, Angabe des Grundes:
Keine Kenntnis von jodiertem Speisesalz; keine Kenntnis von der
Bedeutung des jodierten Speisesalzes zur Gesundhe itsvorsorge; son-
stiges;"

4. Es wird folgende Nunmer 11.8 eingefiigt:
“11.8 Krankheitsrisiken:

a) gegenwirtig Raucher: regelmaBig; gelegentlich;

b) friiher Raucher: rege]mésig; gelegentlich;

c) niemals Raucher; d) fiir gegenwdrtige und friihere Raucher:
Uberwiegende Art des Rauchens: Zigaretten; Zigarren/Zigarillos;
Pfeifentabak;

Alter bei Rauchbeginn;

e) fiir gegenwirtige und frithere Zigarettenraucher: Zahl der tdglich
gerauchten Zigaretten; weniger als 5; § bis 20; 21 bis 40; 41 und
mehr.*

'

52

Die Erhebungen nach § 5 Abs. 2 Nr. 4 Mikrozensusgesetz und § 1 Nr. 9 Mi-
krozensusverordnung werden im Jahr 1989 ausgesetzt.

§3

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Uberleitungsgesetzes in Ver-
bindung mit § 17 des Mikrozensusgesetzes auch im Land Berlin.

§ 4
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkiindung in Kraft.

Der Bundesrat hat zugestimmt.
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5 Auszug * aus

VERORDNUNG (EWG) Nr. 3044/89 DES RATES
vom 6. Oktober 1989

zur Durchfithrung einer Stichprobenerhebung iiber Arbeitskrifte im Friihjahr
1990 und 1991

DER RAT DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN
HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Das Statistische Amt der Europiischen Gemeinschaften
fiihrt fir die Kommission im Frihjahr 1990 und 1991 in
ausgewihlten Haushalten aller Mitgliedstaaten eine Stich-
probenerhebung Gber Arbeitskrifte durch.

Artikel 2

Die Erhebung erfolgt in jedem Mitgliedstaat bei einer
Stichprobe von Haushalten, die zum Zeitpunkt der Erhe-
bung ihren Wohnsitz im Gebiet dieses Staates haben. Die
Mltglledstaaten stellen sicher, dal Doppelzihlungen von

Personen mit mehrfachen Wohnsitzen vermieden werden.

Die Angaben werden fiir alle zu den ausgewahlten Haus-
halten gehdrenden Personen ermittelt....

Artikel 3

Der Umfang der Stichprobe liegt zwischen je 60 000 und
100 000 Haushalten fiir Deutschland, Frankreich, Italien,
das Vereinigte Konigreich und Spanien, zwischen je
30000 und 50 000 Haushalten fiir Belgien, die Nieder-
lande, Irland, Griechenland und Portugal, zwischen
15000 und 30000 Haushalten fir Dinemark und bei
ungefihr 10 000 Haushalten fir Luxemburg.

) Artikel 4
Die Erhebung erstreckt sich auf

a) persdnliche Merkmale aller zu den befragten Haus-
halten gehorenden Personen, und zwar: Geschlecht,
Alter, Familienstand, Staatsangehérigkeit, Art des
Wohn- und des Ecfassungshaushalts, Art des Verwand-
schaftsverhaltnisses innerhalb des Haushalts. Die
Mitglieder eines Haushalts sind durch eine gemein-
same Ordnungsnummer und einen Code fiir Staat und
Region, in denen der Haushalt befragt wurde,
kenntlich zu machen;

b) Lage in bezug auf das Erwerbsleben dieser Personen
zum Zeitpunkt der Erhebung und Merkmale der
ausgeiibten Erwerbstitigkeit, und zwar : Beruf, Stellung
im Beruf, Wirtschaftszweig, normalerweise und
tatsichlich geleistete Arbeitsstunden und Grund fiir

eine etwaige Differenz zwischen beiden, Volizeit- oder

Teilzeitarbeit, dauerhafte  oder  voriibergehende
Beschiftigung und Ausiibung einer zweiten Erwerbsti- zu
tigkeit ; K
¢) Arbei he ; anzugeben sind insb dere : Art und v_m
Umfang . der gesuchten Titigkeit, Umstinde und 3
Griinde, Methoden und Dauer der Arbeitssuche, :
*)  Amusblatt der E hen G haften Nr. L 292/2

d)

o

etwaiger Bezug von Arbeitslosenunterstiitzung  oder
-hilfe, Situation unmittelbar vor Beginn der Arbeits-
suche sowie Verfiigbarkeit fiir die gesuchte Tatigkeit
oder Griinde der Nichtverfiigbarkeit ;

den héchsten erreichten abgeschlossenen Ausbildungs-
grad ; Art und Zweck von Bildungs- und Ausbildungs-
maflnahmen, an denen die 14- bis 49-jihrigen
Personen kiirzlich teilgenommen haben;

Berufserfahrung der beschiftigungslosen Personer im
erwerbsfihigen Alter, einschliefllich der Merkmale der
letzten Titigkeit sowie des Zeitpunkt und der Griinde
fiir ihre Beendigung;

die Situation der zu den befragten Haushalten geho-
renden Personen ein Jahr vor der Echebung; anzu-
geben sind insbesondere : Staat und Region des Wohn-
sitzes, Lage in bezug auf das Erwerbsleben und, bei
Personen mit einer Beschiftigung, Wirtschaftszweig
und Stellung im Berut.

Artikel 5

Die Auskiinfte werden von den Statistischen Amtern der
Mitgliedstaaten auf der Grundlage eines Fragenkatalogs

eingeholt, den die Ko inZ beit mit
den zuslnndlgen Stellen der Mitglied gearbeitet
hat...

Artikel 6

Die Mitgliedstaaten sorgen dafiir, dal die gewiinschten
Auskiinfte wahrheitsgema8, vollstindig und fristgerecht
erteilt werden. Sie stellen sicher, da durch die Erhebung
eine zuverlissige Grundlage fir ecine vergleichende
Analyse auf Gememschaf!sebene, auf der Ebene der

ied und auf besti 1

Ebenen

gescha(fen wird, Dic Statistischen Amter der Mitglied-
staaten {bermitteln dem Statistischen Amt der Europii-
schen Gemeinschaften die TUberpriiften Ergebnisse der
Erhebung fir jede befragte Person ohne Angabe von
Namen und Adresse.

Artikel 7

Die im Rahmen der Erhebung erteilten Einzelauskinfte
diirfen nur fiir statistische Zwecke verwendet werden. lhre
Verwendung fiir steuerliche oder sonstige Zwecke und
ihre Weitergabe an Dritte sind untersagt. *

Far den Fall einer Zuwiderhandlung gegen die Verpflich-
tung nach Absatz 1, die erhaltenen Auskiinfte vertraulich

beh:ndeln, treffen die Mitgliedstaaten und die

die zur Ahndung dieser Zuwiderhandlung

h Maflnah
&
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VII .6 Auszug aus

Gesetz

(iber die Statistik tir Bundeszwecke
{Bundesstatistikgesetz - BStatG)

Vom 22. Januar 1987
(BGBLl. I S, 462 f)

§15
Auskunftspilicht

(1) Die eine Bundesstatistik anordnende Rechtsvor-
schrift hat festzulegen, ob und in welchem Umlang die
Erhebung rmit oder ohne Auskunfispflicht erfolgen soll. Ist
eine Auskunftspllicht festgelegt, sind alle natirichen und
juristischen Personen des prvaten und offentlichen
Rechts. Personenvereinigungen, Behérden des Bundes
und der Lander sowie Gemeinden und Gemeindever-
bande zur Beantwortung der ordnungsgemaB gestellten
Fragen verpliichtet.

(2) Die Auskunftspflicht bestent gegeniber den mit der
Durchfihrung der Bundesstatistiken amtlich betrauten
Steflen und Personen.

(3) Die Antwort ist wahrheitsgemas, vollstindig und
mnerhalb der von den statistischen Amtern des Bundes
und der Lander gesetzten Fristen zu erteilen. Ber schrift-
licher Auskunftserteilung ist die Antwont erst erteiit, wenn
die ordnungsgemad ausgefliliten Erhebungsvordrucke der
Erhebungsstelle zugegangen sind. Die Antwort ist, soweit
in einer Rechtsvorschrift nichts anderes bestimmt ist, fir
den Emplanger kosten- und portofrer zu eneilen.

(4) Werden Erhebungsbeauftragte eingesetzt, kdnnen
die in den Erhebungsvordrucken enthaltenen Fragen
mundich oder schriftlich beantwortet werden.

(S) In den Fillen des Absatzes 4 sind bei schriftlicher
Auskunfiserteilung die ausgefilten Erhebungsvordrucke
den Erhebungsbeauftragten auszuhandigen oder in ver-
schlossenem Umschiag zu ubergaben oder ber der Erhe-
bungsstelle abzugeben oder dorthin zu ubersenden.

(6) Widerspruch und Anfechtungskiage gegen die Aul-
forderung zur Auskunftserteilung haben keine autschie-
bende Wirkung.’

§16
Gehsimhaltung

(1) Einzelangaben uber persdnliche und sachliche Ver-
halinisse, die Nir eine Bundesstatistik gemacht werden,
sind von den Amtstrdgermn und fir den ditentlichen Dienst
besonders Verpilichteten, die mit der Durchfihrung von
Bundesstatisitken betraut sind, geheimzuhalten, soweit
durch besondere Rechtsvorschrift michts  anderes
bestimmt ist. Dies. gilt nicht fur

1. Einzelangaben, in deren Ubermittiung oder Veroffent-
kchung der Befragte schriftlich eingewilligt hat,

2. Einzelangaben aus aligemein zuganglichen Quellen,
wenn sie sich auf die in § 15 Abs. 1 genannten offent-
lichen Stellen beziehen. auch sowert eine Auskunfts-
phicht ‘aufgrund einer eine Bundesstatistik anordnen-
den Rechtsvorschrift bestent,

3. Einzelangaben, die vom Statistischen Bundesami oder
den statisischen Amiern der Lander mit den Einzel-
angaben anderer Befragter zusammengetat und in
statistischen Ergebnissen dargestellt sind,

4 Einzelangaben, wenn sie dem Belragten oder Betroffe-
nen rmicht zuzuordnen sind.

Die §§ 93. 97, 105 Abs. 1. § 111 Abs. § in Verbindung mit

§ 105 Abs. 1 sowie § 115 Abs. 1 der Abgabenordnung
vom 16. Marz 1976 (BGBI. 1S. 613;1977 | S. 269), zuletzt
geandent durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Dezember
1985 (BGBI. | S.2436), gelten nicht fir Personen und
Stelien, soweit sie mil der Durchfihrung von Bundes-,
Landes- oder Kommunalstatistiken betraut sind.

(2) Dve Ubermittlung von Einzelangaben zwischen den
mit der Durchiihrung einer Bundesstatistik betrauten Per-
sonen und Stellen ist zuldssig, soweit dies zur Ersteliung
der Bundesstatistik erfordedich ist.

(7) Personen., die Einzelangaben nach Absatz 6 erhalten
sollen, sind vor der Ubermittiung zur Geheimhaltung
besonders zu verpflichten, soweit sie nicht Amtstrager
oder fir den offtentiichen Dienst besonders Verpfiichtete
sind. § 1 Abs. 2. 3 und 4 Nr. 2 des Vempflichtungsgesetzes
vom 2. Marz 1974 (BGBI. 1 S. 469, Artikel 42), das durch
Gesetz vom 15. August 1974 (BGB1. ! S. 1942) gedndert
worden ist, gilt entsprachend. Personen, die nach Satz 1
besonders verpllichiet worden sind, stehen tUr die Anwen-
dung der Vorschriften des Stralgesetzbuches Uber die
Verletzung von Privatgeheimnissen (§ 203 Abs. 2.4, 5
§§ 204, 205) und des Dienstgeheimnisses (§353b
Abs. 1) den fir den dHentlichen Drenst besonders Ver-
pflichteten gleich.

(8) Die aufgrund einer besonderen Rechtsvorschnift odf.\r
der Absatze 4, 5 oder 6 Ubermittelten Einzelangaben dur-
fen nur fir die Zwecke verwendet werden. tir die sie
ubermittelt wurden. In den Falien des Absatzes 6 sind sie
2u 16schen, sobald das wissenschattliche Vorhaben durch-
gefthnt ist. Bei den Stellen, denen Einzelangaben ubermit-
telt werden, muB durch organisatonsche und lechnISChe
MaBnahmen sichergestellt sein, daB nur Amitstrager. for
den SHentlichen Dienst besonders Verpfiichtete oder Ver-
pfiichtete nach Absatz 7 Satz 1 Empfanger von Einzel-
angaben sind. -

(9) Die Ubermittiung aufgrund einer besonderen Rechts-
vorschrift oder nach den Absédtzen 4, 5 oder 6 ist nach
Inhalt, Stelle, der ibermittsit wird, Datum und Zweck der
Waeitergabe von den statistischen Amtem aufzuzeichnen.
Die Aufzeichnungen sind mindestens finf Jahre aufzu-
bewahren.

(10) Die Pflicht zur Geheimhaitung nach Absatz 1
besteht auch fiir die Personen, die Empfanger von Einzel-
angaben aufgrund einer besonderen Rechtsvorschnft,
nach den Absatzen 5, 6 oder von Tabellen nach Absatz 4
sind. Dies gilt nicht fiir offenkundige Tatsachen bes einer
Ubermittiung nach Absatz 4.

§23
BuBgeldvorschrift

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsatziich ocer fahr-
lassig entgegen § 15 Abs. 1 Satz 2. Abs. 2 und 3 Sauz 1
eine Auskunft richt, nicht richtig. nicht voiistandig oger
nicht rechtzeitig eneiit.

(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer enigegen § 11
Abs. 1 die Antworten nicht auf den Erhebungsvordrucken
in der vorgegebenen Form erteilt.

{3) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer GeldbuBle bis
zu zehntausend Deutsche Mark geahndet werden.
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VIT .7 STRAFBESTIMMUNGEN:

Strafbestimmungen: $§§ 203 Abs. 2, 204 und 205 des Strafgesetzbuches
in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Januar
1975 (BGBl. I sS. 1)

Nach § 203 Abs. .2 Satz ! StGB kann bestraft werden, wer unbefugt
ein fremdes Geheimnis, namentlich ein zum persénlichen Lebensbe-
reich gehSrendes Geheimnis oder ein Betriebs- oder Ceschéftsge—

heimnis, offenbart, das ihm in seiner Eigenéchaft als

1. Amtstriger,
2. fiir den Sffentlichen Dienst besonders Verpflichteter,

"3, Person, die Aufgaben oder Befugnisse nach dem Perso-
nalvertretungsrecht wahrnimmt,

4. .... 5. ...

I3

anvertraut worden oder sonst bekanntgeworden ist.

Einem Geheimnis im Sinne des Satzes 1 stehen Einzelangaben iiber
persénliche oder sachliche Verhdltnisse eines anderen gleich, die
fir Aufgaben der dffentlichen Verwaltung erfast worden sind (§ 203
Abs. 2 satz 2).

Als Strafmas8 ist Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder Geldstrafe
vorgesehen (Abs. 2 Satz ! i.V. mit Abs. 1). Handelt der Tdter gegen
Entgelt oder in der Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern
oder einen anderen zu schadigen, so ist die Strafe Freiheitsstrafe
bis zu zwei Jahren oder Geldstrafe (Abs. 5). Die gleiche Strafan-
drohung gilt fir den, der unbefugt ein fremdes Geheimnis, nament-
lich ein Betriebs- oder Geschiftsgeheimnis, zu dessen Geheimhaltung
er nach § 203 verpflichtet ist, verwertet (§ 201 Abs. 1).



	Inhalt
	I Steht doch schon alles im Fragebogen?
	II Erläuterungen zur Verteilungsliste
	III Erläuterungen zum Haushaltsmantelbogen
	IV Grundbogen
	IV.1 Allgemeines zum Grundbogen
	IV.2 Erläuterungen zu den einzelnen Fragen des Grundbogens?
	(A) Angaben zur Person
	(C) Schulbesuch
	(D) Erwerbsbeteiligung, Arbeitsuche
	(D) Nichterwerbstätigkeit
	(G) Gegenwärtige/frühere Erwerbstätigkeit
	(E) Krankenversicherung
	(F) Rentenversicherung
	(L) Unterhalt, Einkommen

	V Urlaubs- und Erholungsreisen
	V.1 Erläuterungen zur Erhebung 
	V.2 Erläuterungen zu den einzelnen Fragen

	VI EG- Arbeitskräftestichprobe
	VI.1 Erläuterungen zur Erhebung
	VI.2 Erläuterungen zu den einzelnen Fragen

	VII Rechtsgrundlagen
	VII.1 Mikrozensusgesetz
	VII.2 Mikrozensusverordnung
	VII.3 Erste Änderungsverordnung
	VII.4 Zweite Änderungsverordnung 
	VII.5 EG-Verordnung
	VII.6 Bundesstatistikgesetz
	VII.7 Strafbestimmungen




